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Der Heimatdienft 


Deutſchlands Forderung. 


Am 7. September 1928 hielt der Reichskanzler Hermann Müller 
vor der Völkerbundsverſammlung in Genf die nachſtehende Rede: 

Herr Präſident, meine Damen und Herren! Ich bitte, mir zus 
nächſt eine Bemerkung perſönlicher Art geſtatten zu wollen. Es 
iſt mir ein Bedürfnis, mein Bedauern darüber auszuſprechen, daß 
mein verehrter Kollege, der Herr Reichsminiſter des Auswärtigen 
Dr. Streſemann, der vor zwei Jahren an dieſer Stelle die deutſche 
Mitarbeit im Völkerbund einleitete und ſeither als erſter deutſcher 
Delegierter im Rat und in der Bundesverſammlung tätig geweſen 
iſt, nicht auch diesmal wieder Wortführer Deutſchlands ſein kann. 
In dem Telegramm, mit dem er die freundlichen Grüße der Bundes⸗ 
verſammlung erwidert hat, kommt zum Ausdruck, mit welcher An⸗ 
teilnahme er unſere Verhandlungen verfolgt, und wie bitter er es 
empfindet, im Augenblick an der ihm jo am Herzen liegenden Nit- 
arbeit in Genf verhindert zu ſein. Laſſen Sie mich aber dabei eines 
ſofort hinzufügen: Wenn ich in dieſem Jahre hier die Auffaſſung 
des deutſchen Volkes vermittle, jo gefchieht das in dem gleichen Geiſt 

und in dem feſten Willen, in der Grganiſation des Völkerbundes durch 
offene und aufrichtige Zuſammenarbeit mit den anderen Nationen 
auf die Erhaltung des Weltfriedens hinzuwirken und kein anderes 
Geſetz für die Geſtaltung der internationalen Beziehungen anzuer⸗ 
kennen als das Geſetz der friedlichen Der- 
ſtändigung und des friedlichen Ausgleichs. 

Der bisherige Verlauf der Debatte 
hat bereits deutlich erkennen laſſen, 
welches die Fragen ſind, die augen⸗ 
blicklich im Dordergrund der Dölker⸗ 
bundspolitik ſtehen. Sie ſind von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung, und ich lege 
deshalb Wert darauf, den grundſätzlichen 
Standpunkt Deutſchlands dazu heute 
kurz darzulegen. Ich möchte ausgehen 
von dem großen internationalen Er⸗ 
eignis, das ſich vor kurzem in Paris 
vollzogen hat, und das mit den Sielen, 
die wir hier in Genf zu verfolgen haben, 
auf das engſte zuſammenhängt. Die 
Bedeutung des in Paris unterzeichneten 
Paktes zur Achtung des Krieges iſt von 
verſchiedenen Vorrednern bereits in 
helles Licht gerückt worden. Ich kann 
mich ihren Ausführungen nur aus 
vollſter Überzeugung anſchließen. Die 
breiten Maſſen find bei allen Völkern 
für die Achtung des Krieges. Die ver⸗ 
antwortlichen Regierungen aber dürfen 
in ihrer praktiſchen Politik nicht dar» 
über in Zweifel fein, was es bedeutet, 
wenn ſich die Staaten in einem feier⸗ 
lichen und bindenden Vertrage für alle 
Zukunft verpflichten, auf den Krieg als 
Inſtrument der nationalen politik zu 
verzichten, und wenn ſie ihn damit aus 
der Reihe der legitimen Mittel zur 
Geſtaltung der zwiſchenſtaatlichen Be⸗ 
ziehungen ausſtreichen. 

Die Männer, auf deren weitblickende Initiative das Fuſtande⸗ 
kommen des Paktes zurückzuführen iſt, haben Anſpruch auf unſeren 
aufrichtigen Dank. Es bedeutet keine Einſchränkung dieſes Dankes, 
wenn ich die beſte Garantie für die Wirkſamkeit des Paktes darin 
jehe, daß er letzten Endes nicht in willkürlichen Entſchlüſſen der 
Kabinette, ſondern in dem Empfinden wurzelt, das heute durch die 
ganze Menſchheit geht. Mehr als in allen Epochen der Geſchichte 
werden gegenwärtig fundamentale Staatsaktionen dieſer Art von 
den Kräften diktiert, die in den Völkern lebendig wirken. Die Welt 
ſucht heute nach neuen Formen des internationalen Lebens, weil ſie 
immer mehr erkennt, daß es in hohem Maße andere Faktoren ſind, 
die heute für das Weltgeſchehen beſtimmend ſind, weil ſie ſieht, daß 
wir die Dinge nicht mehr allein mit den Methoden zu meiſtern ver⸗ 
mögen, auf deren Anwendung die frühere Politik im weſentlichen 
beruhte. Wenn, von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet, der Staats⸗ 
mann nichts anderes zu tun hat, als die in den Völkern wirkenden 
lebendigen Kräfte im richtigen Augenblick und in der richtigen Form 
zur vollen Auswirkung gelangen zu laſſen, ſo verliert ſeine Aufgabe 
dadurch nicht an Bedeutung und auch nicht an Schwierigkeit. Seine 
Aufgabe fordert, daß er, im engſten Kontakt mit dem Fühlen der 
Völker ſtehend, die Zeichen der Zeit erkennt, daß er die Hinderniffe 
beſeitigt, die ſich der lebendigen Entwicklung entgegenſetzen, und daß 
er vor allem dieſer Entwicklung nicht ſeinerſeits Hinderniſſe bereitet, 
So erwarten den Staatsmann auch aus dem Pakte zur Achtung des 
Krieges von ſelbſt neue Aufgaben. Das iſt kein Beweis für feine 
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Unvollkommenheit, es iſt im Gegenteil nur ein Beweis für ſeine 
Fruchtbarkeit. Die einfachſte Logik führt uns zu dieſen Aufgaben 
hin, und wenn es noch eines Beweiſes dafür bedürfte, daß der Pakt 
von Paris aus einem tiefen Bedürfnis unſerer Zeit herausgewachſen 
iſt, daß er ein organiſches Glied in der gegenwärtigen Entwicklung 
darſtellt, ſo würde ein ſolcher Beweis darin liegen, daß die neuen 
Aufgaben, vor die er uns ſtellt, ſich genau decken mit den Punkten, 
die auf der Tagesordnung gerade dieſer Bundesverſammlung den 
erſten Rang einnehmen. Iſt es uns ernſt mit dem Verzicht auf eine 
gewaltſame Löſung von Gegenſätzen zwiſchen den Staaten, ſo ſind 
wir auch gezwungen, immer mehr darauf Bedacht zu nehmen, die 
Mittel für einen anderweitigen, friedlichen Ausgleich ſolcher Gegen⸗ 
ſätze zu finden. Iſt es uns ernſt mit dem Verzicht auf den Krieg, 
ſo kann das auch auf unſere Auffaſſung über die militäriſchen 
Machtmittel, die für den Krieg beſtimmt find, nicht ohne entſchei⸗ 
denden Einfluß bleiben. 

Wir können mit Anerkennung a die mühevolle Arbeit zurüd- 
blicken, die auf Grund der Beſchlüſſe der vorjährigen Bundes- 
verſammlung ſeither in dem Komitee für Schiedsgerichtsbarkeit 
und Sicherheit geleiſtet worden iſt. Das Komitee hat das 
ihm zugewieſene weite Gebiet ſorgſam durchfurcht und den 
Staaten mancherlei Wege gewieſen, auf 
denen ſie neue Friedensgarantien 
finden können. Deutſchland kann mit 
Genugtuung feſtſtellen, daß es zu ſeinem 
Teil die Empfehlungen des Komitees 
bereits vorher durch die Verträge von 
Locarno, durch das Spyſtem feiner 
Schiedsverträge und durch die Unter- 
zeichnung der Fakultativklauſel in die 
Wirklichkeit umgeſetzt hat. Es hat an 
den Arbeiten des Komitees gleichwohl 
mit größtem Intereſſe teilgenommen, 
und es hat verſucht, ein neues Element 
in die Verhandlungen hineinzubringen, 
durch Anregungen, die auf einem nach 
meiner Anſicht grundlegenden Gedanken 
beruhen. Das iſt der Gedanke, daß, um 
die Kriegsgefahr zu befeitigen, es nicht 
darauf ankommt, den Krieg gegen den 
Krieg vorzubereiten, ſondern dem Aus- 
bruch von Feindſeligkeiten vorzubeugen. 
Wenn wir auch hoffen dürfen, daß wir 
den Gefahren, denen die deutſchen An⸗ 
regungen und die aus ihnen hervor- 
gegangenen Vorſchläge des Komitees 
zu begegnen ſuchen, durch den Pakt von 
Paris ſehr viel weiter entrückt ſind als 
früher, dürfte dieſer Teil der Arbeiten 
des Komitees doch auch heute noch die 
Aufmerkſamkeit der Bundesverſamm⸗ 
lung verdienen. 

So lebhaft ſich die letztjährige 
Völkerbundsarbeit dieſer einen Seite 
des Problems der Friedensſicherung zu- 
wandte, ſo kann doch nicht dasſelbe 
von der anderen Seite des Problems, die die 
Ich mache kein Gehl 
daß mich ger Stand der Abrüſtungsfrage mit ernſter 
Wir ſtehen vor der unleugbaren Tatſache, daß die 


geſagt werden 
Unterdrückung der Uriegsmittel betrifft. 
daraus, 
Sorge erfüllt. 
langen Beratungen hier in Genf in dieſer Richtung bisher zu keinem 


poſitiven Ergebnis irgendwelcher Art geführt haben. Seit nahezu 
drei Jahren tagt immer wieder die Vorbereitende Abrüſtungs⸗ 
kommiſſion. Es iſt aber dabei nicht gelungen, die der Kommiſſtion 
überwieſenen Arbeiten ernſthaft in Angriff zu nehmen, geſchweige 
denn zu erledigen. Wir waren nach den wichtigen Beſchlüſſen der 
vorjährigen Tagung zu der Erwartung berechtigt, daß ſie endlich 
den Weg für die alsbaldige Erzielung praktiſcher Ergebniſſe frei⸗ 
machen würden. Für ein lange umſtrittenes Problem, das Der- 
hältnis der Sicherheit zur Abrüſtung, war eine Köfung gefunden, 
die zwiſchen zwei entgegengeſetzten Theſen einen Ausgleich ſchafft 
und fo die Gewähr für die Erzielung praktiſcher Reſultate zu bieten 
ſchien. Auch dieſe Erwartung iſt wieder enttäuſcht worden. Der 
Herr Dorſitzende des Rates hat in feiner Eröffnungsrede gejagt, daß 
wir heute zu neuen Hoffnungen berechtigt ſeien, ein anderer der 
Herren Vorredner hat dieſe Hoffnungen mit dem Hinweis auf den 
Pakt von Paris und ferner mit dem Hinweis auf das Überein⸗ 
kommen zwiſchen der Königlich Großbritanniſchen Regierung und 
der franzöſiſchen Regierung begründet. Über die Bedeutung des 
Paktes von Paris für die Abrüſtungsfrage habe ich meinerſeits 
bereits der gleichen Auffaſſung Ausdruck gegeben. Was das er- 
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wähnte Übereinkommen angeht, ſo werde ich es begrüßen, wenn es 
ſich gleichfalls als ein geeignetes Mittel zur Förderung des Ab- 
rüſtungsproblems erweiſt. Aber die Bundesverfammlung darf ſich 
heute nicht mit der Konftituierung bloßer Hoffnungen zufrieden 
geben. Ich halte es für ihre dringendſte Aufgabe, diejenigen Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen, die geeignet find, derartige Hoffnungen zu ver⸗ 
wirklichen. Wir haben geſtern unmittelbar nacheinander zwei ſehr 
bedeutſame Reden gehört, die in der Frage der Abrüſtung einen 
Kontraft der Auffaſſung zutage treten ließen, wie er ſchärfer kaum 
gedacht werden kann. Es ift der Zweck und der große Vorteil unferer 
Debatten, daß ſie Gelegenheit geben, die verſchiedenen Auffaſſungen 
kennenzulernen, und es iſt weit beſſer, wenn noch beſtehende Gegen⸗ 
ſätze offen ausgeſprochen werden, als wenn man verſucht, ſie in der 
einen oder anderen Art zu verdecken. Aber ich geſtehe, daß es mich 
doch tief betroffen hat, von der einen Seite in ergreifenden, un⸗ 
mittelbar aus dem Leben genommenen Worten die Anzeichen und 
Gefahren einer ungehemmten Rüſtungspolitik geſchildert zu hören, 
und von der anderen Seite, wenn ich recht verſtanden habe, den 
Standpunkt vertreten zu fehen, daß dem Abrüſtungsproblem vielfach 
eine übertriebene Bedeutung beigemeſſen werde, daß es alfo ſozu⸗ 
jagen eine Frage zweiten Ranges fei, daß es verfrüht wäre, uns 
mittelbar praktiſche Reſultate herbeiführen zu wollen, und daß man 
mit ſolchen Reſultaten erſt rechnen dürfe, wenn die einzelnen 
Staaten das ihnen noch fehlende Gefühl der Sicherheit gewonnen 
hätten. Ich hoffe, annehmen zu können, daß dieſer letztere Stand⸗ 
punkt im Völkerbund nicht die Oberhand gewinnt. Das würde 
nicht möglich ſein, ohne die ganzen Beſchlüſſe der Bundesverſamm⸗ 
lungen der letzten Jahre zu verleugnen. Jedenfalls halte ich mich 
als Dertreter Deutſchlands für berechtigt und verpflichtet, einer 
ſolchen Auffaſſung mit der gleichen Offenheit die entgegengeſetzte 
gegenüberzuſtellen. Es liegt auf der Hand, daß ein Land wie 
Deutſchland, das völlig entwaffnet worden ift, den bisherigen Mif- 
erfolg der Abrüſtungsdebatten beſonders ſtark empfindet. 

Man vergegenwärtige fih doch einmal die Sachlage. Ein Dolt 
hat durch feine völlige Entwaffnung eine Leiſtung ganz auper- 
ordentlicher Art vollbracht. Es ſieht, daß es trotzdem aber aus dem 
geringfügigſten Anlaß von gewiſſen Stimmen des Auslandes mit 
den ſchwerſten Verdächtigungen und Vorwürfen überſchüttet und 
womöglich als Feind des Weltfriedens hingeſtellt wird. Und gleich⸗ 
zeitig muß es feſtſtellen, daß andere Länder den Ausbau ihrer mili⸗ 
täriſchen Machtmittel ungehemmt fortſetzen, ohne dabei einer Kritik 
zu begegnen. Die Entwaffnung Deutſchlands darf nicht länger da⸗ 
ſtehen als der einſeitige Akt der den Siegern des Weltkrieges in die 
Hände gegebenen Gewalt. Es muß endlich zur Erfüllung des ver- 
traglichen Derfprechens kommen, daß der Entwaffnung Deutſchlands 
die allgemeine Abrüſtung nachfolgen ſolle. Es muß endlich der 
Artikel der Satzung zur Durchführung gelangen, in dem dieſes Der- 
ſprechen zu einem Grundprinzip des Völkerbundes gemacht worden 
ift. Ob man dabei von Herabſetzung der Rüſtung oder einfach von 
Abrüſtung ſprechen will, das macht, glaube ich, keinen Unterſchied 
in der Sache ſelbſt, bei der jedermann genau weiß, worum es ſich 
handelt. Ich verſtehe nicht, wie man daran zweifeln kann, daß ein 
Derfagen des Dölferbundes in der Abrüſtungsfrage geradezu bes 
drohliche Folgen haben müßte. 

Es widerſtrebt mir, wie gewiß jedem von uns, derartige Folgen 
ernſthaft in den Bereich der Möglichkeiten zu ziehen. Denn der 
Völkerbund darf einfach an dieſer Aufgabe nicht ſcheitern. Es darf 
einfach nicht dazu kommen, daß die Hoffnung der Völker auf das 
Herannahen einer Zeit, wo nicht mehr Bajonette und Kanonen für 
ihr Schickſal entſcheidend find, enttäuſcht wird, daß der große Auf⸗ 
ſtieg, den die Menſchheit in der Errichtung des Völkerbundes be- 
gonnen hat, ſich in einen Abſtieg verwandelt, der uns ſicher auf 
ein tieferes Niveau des internationalen Lebens führen würde, als es 
vorher beſtand, weil das einmal verlorengegangene Vertrauen kaum 
jemals wieder zu beleben ſein würde. 

Ich kann nicht den Einwand gelten laſſen, daß ein Problem 
von ſolcher Tragweite und Schwierigkeit nicht in Kürze gelöſt 
werden könnte. Von der Tatſache, daß man den Beſiegten des 
Weltkrieges gegenüber die ſofortige Entwaffnung nicht für unmög⸗ 
lich gehalten hat, will ich dabei ganz abſehen. Dagegen müßte ich 
betonen, daß Deutſchland niemals das Beſtreben gehabt hat, un⸗ 
erfüllbare Maximalforderungen aufzuſtellen. Es hat ſich von vorn⸗ 
herein mit dem Gedanken der graduellen und etappenweiſen Löſung 
einverſtanden erklärt. Daß aber für die Erreichung einer erſten 
Etappe die Vorausetzungen gegeben find, kommt in der vorjährigen 
Reſolution und in der darin beſtätigten Reſolution vom Jahre 1926 
unzweideutig zum Ausdruck. Es kommt mithin darauf an, die Be⸗ 
ſchlüſſe des Vorjahres wirkſam zur Durchführung zu bringen. In 
der erſten Etappe kann und muß erreicht werden, daß eine fühlbare 
Herabſetzung des gegenwärtigen Rüſtungsſtandes eintritt, daß diefe 
Herabſetzung ſich auf alle Faktoren der Rüftung zu Lande, zur See 
und in der Luft bezieht, und daß die volle Publizität aller Rüſtungs⸗ 
elemente gewährleiſtet wird. Ich richte demgemäß an die Bundes- 
verfammlung das dringende Erſuchen, ſich endgültig über die Ein- 


berufung einer erſten Entwaffnungskonferenz ſchlüſſig zu werden 
und Dorſorge dafür zu treffen, daß die techniſchen Arbeiten der 
Dorbereitenden Abrüſtungskommiſſion nunmehr unverzüglich zum 
Abſchluß gebracht werden. 

Ich habe mit großem Intereſſe die Ausführungen angehört, in 
denen vorgeſtern einer unſerer Kollegen die Frage des Schutzes der 
Minoritäten behandelte. Die Anregungen, die er hinſichtlich des 
Verfahrens bei der Behandlung von Petitionen der Minderheiten ge⸗ 
geben hat, verdienen meines Erachtens unſere volle Aufmerkſamkeit, 
und ich würde es begrüßen, wenn ſie weiter verfolgt würden; denn 
ich halte die Fürſorge für die Minoritäten, die dem Völkerbund durch 
die beſtehenden Verträge anvertraut worden iſt, für eine wichtige 
Aufgabe. Der Völkerbund kann ſich ihr um ſo freudiger widmen, 
als ſie mit ſeinem allgemeinen Ziele der Erhaltung des Friedens in 
voller Übereinſtimmung ſteht. In der Tat, wenn das Minderheiten- 
recht von allen Beteiligten in dem Geiſte zur Anwendung gebracht 
wird, in dem es geſchaffen wurde, ſo kann das nur dazu beitragen, 
ein Bindeglied zwiſchen den einzelnen Staaten herzuſtellen und das 
gegenfeitige Verſtändnis der Völker zu fördern. 

Laſſen Sie mich noch ein kurzes Wort über die in der de⸗ 
batte gleichfalls ſchon mehrfach berührten wirtſchaftlichen Fragen 
hinzufügen. Auf den Wegen, welche die Weltwirtſchaftskonferenz 
im Jahr 1927 gezeigt hat, iſt man ſeither dank der tatkräftigen und 
zielbewußten Arbeit des Wirtſchaftskomitees und des beratenden 
Wirtſchaftsausſchuſſes ein gut Stück vorwärts gekommen. Die Be- 
ſtrebungen auf Beſeitigung der einem freien internationalen Waren- 
austauſch entgegenſtehenden Ein- und Ausfuhrverbote und auf plan- 
mäßige allgemeine Herabſetzung der Holltarife haben bereits zu greif« 
baren Ergebniſſen geführt. Die im Juli dieſes Jahres in Genf 
von zahlreichen Staaten gezeichneten Kollektivabkommen bilden den 
Beweis, daß durch internationale Konferenzen von Sachverſtändigen 
vieler Staaten ſelbſt auf ſo ſchwierigen Gebieten wie denen der 
Solltarife Vereinbarungen erzielt werden können, vielleicht fogar 
leichter als bei Verhandlungen zwiſchen nur zwei Staaten. 

Es ſcheint faſt, als ob es gerade in wirtſchaftlichen Fragen zur 
Seit leichter fei, zu Derftändigungen zu gelangen, als auf anderen 
Gebieten, denen der Völkerbund feine Tätigkeit widmet. Dieſe Der- 
ſtändigungsmöglichkeiten ſo raſch und ſo erſchöpfend wie möglich 
auszunutzen, iſt deshalb eine der ausſichtsreichſten Unternehmungen 
des Völkerbundes. Die deutſche Regierung begrüßt die erzielten 
Erfolge auf das lebhafteſte und wird auch in Zukunft an der 
weiteren Förderung dieſer Beſtrebungen des Völkerbundes nach 
beſten Kräften arbeiten. Sie hat bereits die nötigen Vorbereitungen 
getroffen, um die Ratifizierung der erwähnten Abkommen in die 
Wege zu leiten, und gibt der aufrichtigen Hoffnung Ausdruck, daß 
nicht nur diefe Abkommen durch Ratifizierung in einer genügend 
großen Fahl von Staaten in Kraft treten werden, ſondern daß auch 
weitere weſentliche Fortſchritte auf dem Wege internationaler 
wirtſchaftlicher Derftändigung in den nächſten Jahren erreicht 
werden. Nur wenn die Staaten wirtſchaftlich nicht gegeneinander, 
ſondern miteinander arbeiten, wird es gelingen, die ſchweren 
Hemmungen, unter denen heute noch viele Wirtſchaftsgebiete zu 
leiden haben, allmählich zu beſeitigen und neue wirtſchaftliche Kon⸗ 
flikte und Zuſammenbrüche zu vermeiden. 

Wenn man die geſamte Tätigkeit des Völkerbundes überblickt, 
und wenn man fih ernſthaft Rechenſchaft darüber zu geben ſucht, 
was wir von ihm erhoffen können, ſo wird man immer wieder auf 
ein und denſelben Punkt zurückgeführt, das iſt die Notwendigkeit 
des gegenſeitigen Vertrauens. Das gegenſeitige Vertrauen darf micht 
erſt das in Zukunft anzuſtrebende Ergebnis unſerer Arbeit fein, 
es ift vielmehr von vornherein die wichtigſte Vorausſetzung für die 
Erzielung glücklicher Erfolge. der Völkerbund ift eine Organifation, 
in der die Regierungen der einzelnen Länder das Wort haben. Er 
iſt gleichwohl mehr als irgendeine andere menſchliche Einrichtung auf 
das Vertrauen der Völker ſelbſt angewieſen. Wenn die Dölker 
unſere Verhandlungen mit Hoffnung und mit Sorge verfolgen, ſo 
beobachte ich dabei vor allem die 8 die die einzelnen Re- 
gierungen als ſolche dem Dölterbunde gegenüber einnehmen. Wie 
follten die breiten Maſſen, auf die es ankommt, auf den Völkerbund 
und die in feinem Geiſt abgeſchloſſenen anderen großen Friedens- 
pakte vertrauen können, wenn fie jehen müßten, daß es bei den 
Regierungen ſelbſt an dem Vertrauen in die Wirkſamkeit dieſer 
internationalen Bemühungen fehlt. Wie kann der vielfach in der 
Offentlichkeit laut werdenden Skepſis begegnet werden, wenn die 
Regierungen ſelbſt in der Handhabung ihrer Politik ſo verfahren, 
als ob alle jene Friedensgarantien nicht beſtänden oder doch ohne 
praktiſche Bedeutung wären! Der Mann aus dem Dolfe denkt 
einfach und denkt deshalb richtig. Er lieſt, daß die Regierungen 
fa feierlich auf die Erhaltung des Friedens verpflichten, und er 
teht andererſeits, daß diefe Regierungen gleichwohl an ihren alten 
Machtpoſitionen feſthalten und neue zu gewinnen ſuchen. Er lieſt, 
daß bei internationalen Verhandlungen in beredten Worten das 
gegenſeitige Vertrauen der Staaten zueinander proklamiert und die 
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gegenfeitige Derftändigung der Völker als Ereignis gefeiert wird, 
und er fieht andererfeits, daß in der Praxis die Dinge beim alten 
bleiben, daß es nicht einmal gelungen iſt, die aus dem Weltkrieg 
herrührenden Schranken völlig zu beſeitigen. So iſt es nicht ver⸗ 
wunderlich, wenn er ſchließlich dazu kommt, ein doppeltes Geſicht 
der internationalen Politik zu konſtatieren. In der Tat, es iſt un⸗ 


möglich, in der Politik auf beiden Wegen zugleich zu wandeln. 
Die Regierungen müſſen es über ſich gewinnen, ſich für einen der 
Wege zu entſcheiden, und es kann nicht zweifelhaft ſein, auf welchen 
die Wahl fallen muß, wenn die Menſchheit und ihre Kultur glücklich 
fortſchreiten ſollen. Das iſt keine leere Ideologie, es iſt Realpolitik 
im beſten Sinne des Wortes. 


Von der neunten Völkerbundsverſammlung. 


Die Generaldebatte der neunten Völkerbundsverſammlung über 
den Tätigkeitsbericht des Rates und der verſchiedenen Organe des 
Völkerbundes unterſcheidet ſich von der früherer Jahre ganz deutlich. 
Sum erſtenmal wurden die beiden großen Völkerbundsprobleme, 
das der Abrüſtung und das der Minderheiten, ſo ſcharf umriſſen. 
Noch nie beherrſchten überhaupt zwei klar herausgeſtellte Probleme 
die Generaldebatte in jo charakteriſtiſcher Weiſe, wie das dieſes Jahr 
der Fall iſt. Natürlich zeigten ſich dabei auch die Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten und Gegenſätze ſchärfer als in anderen Jahren. 

Über die deutſche Auffaſſung zu dem Kernproblem des Dölker⸗ 
bundes, dem Abrüſtungsproblem, ift von der Rednertribüne der 
Bundeswerfammlung noch nie fo eingehend und dringlich ge⸗ 
ſprochen worden, wie es durch die maßvollen und ſachlichen Aus- 
führungen des Reichskanzlers geſchehen iſt. Die natürliche Folge 
war, daß auch von anderen Delegationen ihre Auffaſſung über die 
Abrüſtungsfrage eingehender dargelegt wurde, als bei früheren 
Bundesverſammlungen, in denen man bisher das Abrüſtungsthema 
eigentlich nur nach dem Kriterium beſprochen hatte, ob und in 
welchem Maße die Sicherheit der Abrüſtung vorangehen müſſe. 
Frankreich hatte bekanntlich ſchon in der zweiten Bundesverſamm⸗ 
lung den Grundſatz aufgeſtellt: ohne Schiedsgerichtsbarkeit und 
Sicherheit keine Abrüſtung. Es hält an dieſem Grundſatz auch 
heute noch feſt, gibt aber zu, daß für die darin ausgeſprochenen beiden 
Vorausſetzungen der Schiedsgerichtsbarkeit und Sicherheit praktiſche 
Arbeit geleiſtet wurde, ſo daß die Abrüſtungsfrage als ſolche nun⸗ 
mehr zur Behandlung reif ſei. Wie viele ſtille Vorbehalte dabei 
auf franzöſiſcher Seite immer noch erhoben werden, dafür war die 
Rede des franzöſiſchen Außenminiſters Briand vor der Bundes⸗ 
verſammlung ein neuer deutlicher Beweis. Wer die franzöſiſche Ab ⸗ 
rüſtungstheſe in der Entwicklung der letzten Jahre werfolgt hat, 
konnte durch die Stellungnahme Briands nicht überraſcht werden. 
Unverſtändlich aber bleibt die Schärfe, mit der er ſich in ſeiner 
Rede gegen Deutſchland wandte. Unerklärlich iſt die Kritik, die er 
vielfach perſönlich an den Reichskanzler richtete und erſtaunlich das 
Lob, das er dem deutſchen Erfindergeiſt und dem deutſchen Organi- 
ſationstalent ſpendete, um im nächſten Atemzug vielleicht nicht 
Deutſchlands Willen, auf jeden Fall Deutſchlands Möglichkeit in 
unmißverſtändlicherweiſe zu verdächtigen. 

Die Deutſchland vorgehaltenen induſtriellen und wirtſchaftlichen 
Möglichkeiten, für die Paul Boncour vor drei Jahren den Begriff 
des Kriegspotentiells erfunden hat, find von maßgebenden Sach- 
verſtändigen Deutſchlands und des Auslandes ſchon oft genug als 
gegenftandslos zurückgewieſen worden. Mit Recht hat Reichskanzler 
Müller die Gelegenheit wahrgenommen, das vor mehreren hundert 
Vertretern der in Genf verſammelten Weltpreſſe abermals zu tun. 
Vor allem entkräftete er dabei die Theſe, daß die Reichswehr raſch in 
ein Volksheer umgewandelt werden könnte. Der Hinweis auf die 
Langſamkeit und die großen Schwierigkeiten, die ſich für England 
und Amerika beim Ausbau ihres Berufsheeres im Weltkriege ers 
geben hatten, machten ſtarken Eindruck und wirkten überzeugend. 
Nicht weniger anfechtbar iſt die Theſe einer raſchen Umſtellung 
der Friedensinduſtrie auf Kriegsinduftrie, die zu viel Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmen würde, um überhaupt bei der erdrückenden und im 
modernen Krieg ausſchlaggebenden Angriffskraft anderer Staaten 
jemals praktiſch wirkſam werden zu können. Nach dieſer Zurüd- 
weiſung des franzöſiſchen Verſuchs, die Feſtſtellung der von Deutſch⸗ 
land vollzogenen Abrüſtung durch den Hinweis auf Deutſchlands 
induſtrielle Kraft und wirtſchaftliche Möglichkeit zu entwerten, wird 
es nunmehr Sache der Völkerbundsverſammlung ſelbſt fein müſſen, 
dieſes von Frankreich konſtruierte, aber nicht nur gegen Deutſch⸗ 
land gerichtete retardierende Argument bei ihren Beratungen keine 
Oberhand gewinnen zu laſſen, was mit einer weiteren bedenklichen 
Verſchleppung der Vorarbeiten für die Abrüſtungskonferenz gleich⸗ 
bedeutend wäre. Erfreulicherweiſe haben der norwegiſche Miniſter⸗ 
präſident Mowinckel, wie auch der frühere ſchwediſche Außenminiſter 
Unden in der Generaldebatte der Bundesverſammlung außerordent⸗ 
lich freimütige Worte gegen eine weitere Verzögerung dieſer Arbeiten 
gefunden. Die Stellungnahme des öſterreichiſchen Bundeskanzlers 
Seipel war nicht weniger beſtimmt. Und Lord Cufhendun gab nur 
der Wahrheit die Ehre, wenn er von der Kednertribüne der Völker⸗ 
bundsverſammlung aus bekannte, daß die Enttäuſchung, die dieſer 
Stellungnahme zugrunde liegt, bei mancher anderen Delegation ge⸗ 
teilt wird. Man darf freilich nicht vergeſſen, daß andererſeits der 
wiederholte und ſtarke Beifall, den Briand mit ſeinen Ausführungen 
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über das Kriegspotentiell Deutſchlands bei einer ganzen Reihe von 
Delegationen und insbeſondere bei den Delegierten Polens und 
Rumäniens fand, deutlich genug für den Widerſtand ſpricht, auf 
den die Forderung nach beſchleunigtem Abſchluß der Arbeiten des 
vorbereitenden Abrüſtungsausſchuſſes und nach Feſtſetzung eines 
nahen Termins für die Abrüſtungskonferenz ſelbſt noch ſtoßen wird. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich die deutſche Delegation ihrer 
Führerrolle zur Überwindung dieſer Widerſtände bewußt iſt und 
auf entſcheidende Maßnahmen der Bundesverſammlung in der Ab- 
rüſtungsfrage aktiv hinarbeiten wird. S 

In engem Zufammenhang mit der Abrüftungsfrage ftehen die 
Arbeiten des Sicherheitsfomitees, deffen Einſetzung bekanntlich erft 
vor einem Jahr von der Bundesverſammlung beſchloſſen worden 
war. Dieſes Komitee hat den Auftrag, Vorſchläge zu unterbreiten, 
durch die der gegenwärtige Stand der Sicherheit, wie er ſich aus 
dem Völkerbundspakt und Sonderverträgen, wie dem Locarnopakt, 
ergibt, durch Zuſatzgarantien noch weiter gefeſtigt werden könnte, 
um damit die Abrüftungsvorarbeiten zum Abſchluß zu bringen. 
Seine Dorfchläge liegen der Derfammlung in Form von etwa einem 
Dutzend Muſterverträgen vor. Dieſer ganzen Arbeit liegt der Wunſch 
zugrunde, das Vertragsnetz, das bereits heute über Europa liegt, 
durch den Abſchluß von Schieds⸗ und Dergleichsverträgen, von 
Nichtangriffspakten, von Verträgen zur gegenfeitigen militäriſchen 
Unterſtützung und von regionalen Sicherheitsverträgen nach dem 
Muſter des Locarnopaktes jo auszubauen, daß eine fühlbare Der- 
mehrung des Sicherheitsgefühls entſtehen kann. Deutſchland hat für 
diefe Arbeit mit feinem Dorfchlag zur Verſtärkung der kriegs ⸗ 
verhütenden Maßnahmen einen ganz neuen Weg beſchritten. Die 
aus ſeinen Anregungen entſtandene Konvention, die allen Staaten 
zum Beitritt offen ſtehen foll, enthält die im voraus von allen 
Unterzeichnern anerkannte Verpflichtung, im Falle eines drohenden 
Konfliktes einſtweilige Verfügungen des Dölferbundsrats zur Der- 
hinderung des Ausbruchs von Feindſeligkeiten durchzuführen. Im 
Falle des bereits erfolgten Kriegsausbruchs können dieſe einſt⸗ 
weiligen Verfügungen bis zu dem vom Dölkerbundsrat einſtimmig 
auszuſprechenden Verlangen gehen, den normalen militäriſchen 
Status quo durch Zurüdziehung der Truppen wiederherzuftellen. 
Bei der Würdigung der von dem Sicherheitskomitee vorgeſchlagenen 
Modellverträge iſt die große Bedeutung wiederholt unterſtrichen 
worden, die einer Inkraftſetzung einer Konvention als praktiſche 
Fuſatzgarantie zukommen würde. Beſonders die nordiſchen und die 
im Frieden neutral gebliebenen Staaten haben den Wert dieſer 
Konvention offen anerkannt. 

Viel zahlreicher waren natürlich die Hinweife auf den vor 
wenigen Wochen in Paris abgeſchloſſenen Kelloggpakt, der als ein 
hochwichtiger Beitrag zur Verwirklichung des Ziels, das dem 
Sicherheitskomitee geſteckt wurde, von allen Rednern gefeiert worden 
ift. Die Feſtſtellung, das der Helloggpakt in Übereinſtimmung mit 
dem Dölkerbundspakt ift, wurde vorbehaltlos von allen Rednern ge- 
macht. Einige, wie der griechiſche Völkerrechtslehrer Politis und 
der litauiſche Miniſterpräſident Woldemaras, gingen noch weiter und 
vertraten die Auffaſſung, daß der Uelloggpakt eine wichtige Er- 
gänzung des Dölkerbundspaktes darſtelle. Woldemaras beantragte 
fogar die Revifion des Völkerbundpaktes im Sinne feiner Anpaſſung 
an den Kellogapaft. Angeſichts dieſer grundſätzlichen Bedeutung 
dieſes Antrags, auf den keine Delegation vorbereitet war, kann der 
litauiſche Antrag frühejtens in der Dölferbundverfammlung des 
nächſten Jahres zur Beratung kommen. 

b in bezug auf das Minderheitenproblem, dem zweiten großen 
Fragenkomplex der diesjährigen Generaldebatte, die Völkerbundsver⸗ 
ſammlung entſcheidende, wenn auch nur einleitende Schritte tun 
wird, erſcheint leider ſehr fraglich. Der holländiſche Außenminiſter 
Beelaerts van Blokland und andere Vertreter neutraler Staaten 
haben durch ihr freimütiges Auftreten die Diskuſſion dieſer Frage 
zweifellos neu belebt. Daß der Reichskanzler und der öſterreichiſche 
Bundeskanzler ſich mit aller Wärme für die Minderheitenfragen 
einſetzten, iſt ſelbſtverſtändlich. Angeſichts der reaktionären Haltung 
Polens und der Tſchechoſlowakei als Wortführer zahlreicher Deles 
gationeñ, die zum mindeſten aus ihrer Reſerve nicht heraustreten 
wollen, können aber praktiſche Maßnahmen in der Richtung auf 
eine ſpätere Gründung eines ſtändigen Völkerbundausſchuſſes für 
die Minderheitenfragen von der gegenwärtigen Verſammlung nicht 
erwartet werden. Das iſt um ſo bedauerlicher, als die Behandlung 
einiger Beſchwerden des Deutſchen Dolfsbundes in Polniſch- Ober ⸗ 
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fchlefien über zahlreiche Terrorakte gegen Angehörige der deutſchen 
Minderheit wieder bewieſen hat, daß bei der großen Mehrzahl der 
Ratsmitglieder keine Neigung befteht, mehr zu verlangen, als ĝu- 
an die, wie die Erfahrung immer wieder zeigt, wegen der 
altung untergeordneter polniſcher Behörden vielfach illuſoriſch bleiben. 
Die wirtſchaftliche Aktion des Völkerbundes im Derfolg der 
Beſchlüſſe der Weltwirtſchaftkonferenz betrifft das dritte große 
Problem der diesjährigen Generaldebatte. Man kennt die aktive 
und in vieler Hinſicht richtunggebende und fruchtbare Mitarbeit 
Deutſchlands auf dieſem Gebiet. Hierher gehört u. a. auch die von 
der deutſchen Delegation im Vorjahr gemachte Anregung, in der 
ungemein ſchwierigen Frage des Follabbaus auf dem Wege von 
Kolleftivverhandlungen und Kolleftiohandelsverträgen über be⸗ 
ſtimmte Rohſtoffe und Warengruppen praktiſch brauchbare Teils 
löſungen zu ſuchen. Die in diefem Sommer zuſtande gekommene 
Konvention über die Aufhebung der Ein- und Ausfuhrverbote liegt 
ganz in der Richtung dieſer deutfchen Anregung. Wenn in der ſoeben 
abgeſchloſſenen Generaldebatte über den Tätigkeitsbericht des Völker⸗ 
bundes von allen Rednern auf die grund ſätzliche Bedeutung hingewieſen 
worden ift, die den beiden Protokollen zur Regelung des Handels 
am internationalen Häute⸗ und Knochenmarkt als erſtem Kollettiv- 
handelsvertrag mit der Feſtſetzung eines internationalen Sollſatzes 
zukommt, fo ift dieſer freilich noch beſcheidene praktiſche Erfolg auf 
dem Wege zur Wiederherſtellung der Freiheit des Handels nicht yu- 
letzt dem deutſchen Eingreifen zuzuſchreiben. Die Beſtrebungen des 
Völkerbundes zur Erzielung und Feſtigung des wirtſchaftlichen 
Friedens, deffen große Bedeutung für die ganze politiſche Entwick ⸗ 
lung Europas allgemein anerkannt wird, werden auch weiterhin in 
Deutſchland einen tatkräftigen Förderer finden. 
Die einzige Entſcheidung, vor die die Völkerbundsverſammlung 
im erſten Teil ihrer diesjährigen Tagung geſtellt war, betraf die 


Ratswahlen: die beiden Anträge auf Wiederwählbarkeit zu⸗ 
gunſten Spaniens, das nach zweijähriger Unterbrechung nunmehr 
wieder feinen Sitz im Völkerbund hat einehmen können, und zu- 
gunſten Chinas, das trotz gewichtiger politiſcher Erwägungen und 
der Unterſtützung der Großmächte von der Völkerbundsverſammlung 
abſchlägig beſchieden worden ift. Da die Derfammlung in der Wahl 
der nicht ſtändigen Ratsmitglieder vollkommen fouverän ift, war 
das Schickſal beider Anträge lange Zeit unſicher. Die Oppofition, die 
übrigens ausſchließlich von grundfäglichen Erwägungen fidh leiten 
ließ, ſtand wieder unter der Führung Schwedens, das ſich ſchon oft 
als unentwegter Hüter der Satzungen des Völkerbundes betätigt 
hat. Iſt auch fein Kampf gegen das Überwiegen politiſcher Er- 
wägungen bei rein „ Fragen kaum je von poſi⸗ 
tivem Erfolge begleitet geweſen, ſo wirkt doch Schwedens Haltung im 
Sinne einer Feſtigung und Wahrung der Unparteilichkeit und Gleich ⸗ 
berechtigung, ohne die ſchließlich das Vertrauen einer ganz beträcht⸗ 
lichen Anzahl mittlerer und kleiner Staaten in die hoͤchſte Inſtanz 
des Völkerbundes, dem Dölkerbundsrat, erſchüttert werden müßte. 
Die politiſchen Geſpräche, die ſeit einer Reihe von Jahren 
neben den eigentlichen Völkerbundsarbeiten in Genf vor ſich gehen, 
ſind auch in der gegenwärtigen Tagung wieder ſehr zahlreich. Das 
alle anderen politiſchen Fragen Überragende Problem iſt dabei die 
von der Reichsregierung angeſtrebte Klärung der Rheinland- 
räumung. Don den nur langfam in Gang gekommenen Beſprechungen 
des Reichskanzlers mit den Hauptdelegierten der Beſatzungsmächte 
werden ſofortige entſcheidende Ergebniſſe nicht erwartet. Man iſt 
ſich aber wohl bei allen Delegationen klar darüber, daß von einer 
endgültigen und baldigen Löſüng dieſes Problems auch die gedeih⸗ 
liche Entwicklung der geſamten Friedensarbeit des Völkerbundes 
in entſcheidender Weiſe abhängt und daher eine Löſung auch vom 
Völkerbundsſtandpunkt aus nur zu begrüßen wäre. 


Die Abrüſtungsfrage. 


Die ungewölmlich heftige Antwort, die der Reichskanzler 
Hermann Müller auf feine . nach Abrüſtung von Briand 
erhalten hat, zeigt mit aller Deutlichkeit, wie tief die Differenzen 
in der Auffaſſung über die Abrüſtungsfrage find und welche 
Schwierigkeiten noch zu überwinden bleiben. Am Ende des Welts 
krieges war die öffentliche Meinung aller Länder darin einig, daß 
einen großen Teil der Schuld am Weltkriege das unglückſelige Wett⸗ 
rüſten getragen habe, und forderte die ſchleunige Abrüſtung. Durch 
nichts iſt der amerikaniſche Präſident Wilſon ſo populär geworden, 
als durch feine Forderung, daß die Rüſtungen nur fo groß fein 
dürften, wie fie mit der inneren Sicherheit des Staates noch verein- 
bar wären. Eine der Hauptauf- 
gaben des Völkerbundes, ja die 
Hauptaufgabe, wurde darin ge⸗ 
ſehen, die allgemeine Beſchrän⸗ 
kung der Rüftungen zu ermög⸗ 
lichen. Infolgedeſſen befaſſen ſich 
Präambel und zwei Artikel der 
Satzung mit ihr. Als Ein- 
leitung der allgemeinen Rüſtungs⸗ 
beſchränkung wurde den Beftegten 
des Weltkrieges ein beſtimmter, 
ſehr kleiner Rüſtungsſtandard 
auferlegt, der nicht einmal zur 
Grenzverteidigung ausreicht. Es 
wurde damals allgemein an⸗ 
genommen, daß in kurzer Zeit 
durch freiwillige Ders 
einbarungen die Streit- 
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ziert werden würden | 
Es hat fidh aber gezeigt, daß frei ⸗ 
willige Vereinbarungen deshalb 
ſchwer zu erreichen find, weil abfolute Vergleichsmaßſtäbe fehlen, die 
quafi mathematiſch die „Kriegsfähigkeit“ eines Staates feſtlegen. 

Die Arbeiten des Völkerbundes auf dem Ge- 
biet der Abrüſtung, die außerordentlich um- 
fangreich find, haben bisher zu keinem irgendwie 
greifbaren Ergebnis geführt. die einzige Vereinbarung 
zur Beſchränkung der Rüftungen ift außerhalb des Rahmens des 
Völkerbundes geſchloſſen, das Washingtoner Seerüſtungsabkommen 
vom Februar 1922. 

In den Arbeiten des Völkerbundes für die Abrüſtung kann 
man zwei Perioden unterſcheiden, die eine in den Jahren 1920 bis 
1925, in der man über Nommiſſionsbeſchlüſſe, Kommiffionsberichte 
und Empfehlungen nicht hinaus gediehen war. Erſt die Verträge 
von Locarno ſchienen dem Abrüſtungsgedanken einen neuen Auf« 
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trieb zu geben, da die Unterzeichner des Locarnovertrages ſich im 

Schlußprotokoll vom 16. Oktober 1925 feierlich werpflichten, „an 
den vom Völkerbund bereits aufgenommenen Arbeiten hinſichtlich 
der Entwaffnung aufrichtig mitzuwirken und die Verwirklichung in 
einer allgemeinen Verſtändigung anzuftreben“. Im Dezember 1925 
wurde vom Völkerbundsrat die „Vorbereitende Kommiſſion für die 
Abrüſtung“ konſtituiert, an der zur Teilnahme die Mitglieder des 
Völkerbundsrates jowie eine Reihe von Mitglied ſtaaten eingeladen 
wurden, deren beſondere politiſche Lage Anlaß zur Beteiligung bot. 
An Nichtmitgliedern des Völkerbundes beteiligten ſich die Der- 
einigten Staaten und Deutſchland. Rußland, das ebenfalls ein⸗ 
geladen war, lehmte zunächſt 
wegen des Tagungsortes, Genf, 
eine Beteiligung ab, iſt aber zwei 
Jahre ſpäter der Kommiſſion bei⸗ 
getreten. In den Monaten April 
und Mai 1926 hat die „Vor- 
bereitende Kommiſſion“ verſucht, 
einen Fragebogen, der vom 
Völkerbundsrat ausgearbeitet 
war, zu beantworten, der u. a. 
folgende Fragen enthielt: „Was 
ijt unter Rüftung zu werſtehen pd“ 
„Nach welchen Regeln kann man 
die Rüſtung eines Landes mit 
der eines anderen vergleichen d“ 
„Gibt es offenſive und defenſive 
Rüſtungen?“ „Nach welchen 
Grundſätzen ließe ſich zwiſchen 
den Rüftungen, die jedem Lande 
zugebilligt würden, ein Verhält- 
wo nis herſtellen?“ uſw. uſw. Da 
man in der „Vorbereitenden Kom- 
; miſſion“ in der Beantwortung 
der Fragen zu keinem Refultat kam, wurden zwei Unterausſchüſſe 
gebildet, die in ſiebenmonatiger Arbeit den Verſuch machten, eine 
einheitliche Beantwortung der Fragen durchzuführen, was aber nicht 
elang. Infolgedeſſen beſchäftigte fih die dritte Tagung der Dor- 
ereitenden Abrüſtungskommiſſion (21. März bis 26. April 1927) 
nicht mehr mit dem Fragebogen, ſondern verſuchte zwiſchen einem engs 
lichen Dorfchlage eines Vertrages, der nur ganz allgemeine Grund- 
ſätze enthielt, und einem franzöſiſchen Gegenvorſchlage eine Brücke 
zu bilden. Der von Lord Cecil vorgelegte engliſche Gerippevertrag 
ſieht die Beſchränkung der Rüſtungsſtärke auf ein noch näher zu 
beſtimmendes maß vor, deffen Zahlen auf einer Abrüftungs- 
konferenz gefunden werden ſollen. Dieſe Beſchränkung ſoll ſich bei 
der Landmacht auf das ftehende Heer und die we planmäßige 
Mobilmachung bei Kriegsausbruch ſofort verwendungsfähigen Re- 
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ferven erſtrecken. Die Feſtſetzung der Stärke der Seerüſtung erfolgt 
entſprechend den Grundſätzen des Waſhingtoner Abkommens nach 
Schiffsklaſſen, die Beſchränkungsmaßnahmen für die KLuftmacht er⸗ 
ſtrecken ſich lediglich auf die militäriſchen Luftſtreitkräfte. Der 
franzöſiſche Gegenvorſchlag Paul Boncours unterwarf bei Sands, 
See- und Luftmacht lediglich die im Frieden aktiven 
Kräfte einer Beſchränkung, entzog alſo die ausgebildeten Re⸗ 
ſerven jeder Beſchränkung. In der Flottenfrage ſollte eine Geſamt⸗ 
tonnage ohne Kückſicht auf einzelne Schiffsklaſſen für jedes Land 
feſtgeſetzt werden, bei Feſtſetzung der Luftmacht ſollte auch die ziwile 
Luftfahrt in Rechnung geſtellt werden. 

Bei der Diskuſſion ergab ſich, daß bei den grundſätzlichen 
Fragen (Frankreich: Nichteinbeziehung der Reſerven, Geſamttonnage, 
England: Einbeziehung der Reſerven, Feſtſetzung der Tonnage für 
die einzelnen Schiffsarten) keine der beiden Parteien nachgeben 
wollte. Den franzöſiſchen Standpunkt teilten wie ſtets Polen, 
Rumänien, Jugoflawien, Tſchechoſlowakei und Griechenland. Ein 
deutſcher Dermittlungsantrag, der das Kriegsmaterial der Heere un« 
mittelbar für die Abrüſtung erfaſſen wollte, fand ebenſowenig 
Suftimmung wie der Vorſchlag, das Wehrbudget zur Begrenzung der 
Rüftungen heranzuziehen. Um ein Scheitern der Kommifjions- 
beratungen zu verhindern, wurde ein Konventionsentwurf 
aus beiden Vorſchlägen 


verſammlung, am 26. September 1927 folgende Reſolution zu faſſen: 
„Die Vollverſammlung erinnert an ihre Entſchließung vom 24. Sep⸗ 
tember 1926, der Rat möge Dorforge treffen, daß die Vorbereitende 
Abrüſtungskommiſſion ihre Arbeiten beſchleunige und die Konferenz 
zur Beſchränkung und Herabſetzung der Rüſtungen nach Vollendung 
dieſer Arbeiten unverzüglich einzuberufen iſt.“ Auf franzöſiſchen 
Wunſch wurde der Dorbereitenden Abrüſtungskommiſſion ein Sicher⸗ 
heitsfomitee angegliedert, das prüfen ſollte, inwieweit durch den 
Abſchluß von Sicherheitsverträgen die allgemeine Sicherheit fo weit 
5 werden kann, daß man energiſch an die Abrüſtung herangehen 
önne. 

Die Arbeiten dieſes Sicherheitsfomitees haben trotz des Drängens 
Deutſchlands eine zweite Leſung des vorerwähnten Abrüſtungs⸗ 
konventionsentwurfes verhindert. Zwar ift die Vorbereitende Ab- 
rüſtungskommiſſion noch zweimal, vom 50. November bis 3. De- 
zember 1927 und vom 15. März bis 24. März 1928, zufammen- 
getreten, beide Male unter Hinzuziehung ruſſiſcher Vertreter. Irgend⸗ 
eine poſitive Arbeit wurde aber nicht geleiſtet, trotzdem von ruſ⸗ 
ſiſcher Seite ſowohl ein radikaler wie ein gemäßigter Abrüſtungs⸗ 
entwurf vorgelegt wurde und Deutſchland den Vorſchlag machte, 
wenigſtens eine Veröffentlichung der Rüſtungen der einzelnen 
Staaten im militäriſchen Jahrbuch des Völkerbundes gemäß Ab- 
ſatz 6 des Artikels 8 der Völker- 


hergeſtellt, in dem in den ent⸗ 
ſcheidenden Punkten die vers 
ſchiedenen Auffaſſungen neben ⸗ 


einanderſtehen. Dieſen Kom- Pe N 
promiß nannte man „die in RER z eS 
erſter Sefung angenommenen . ? N 
Texte eines Abrüſtungskonven⸗ ee ? 
tionsentwurfes“, wobei aus 7° Æ 


drücklich feſtgeſtellt wurde, daß G 
die erſte Leſung keine Regierung 
für ſpäter verpflichte, daß ſich 
vielmehr jeder vorbehielt, bei 
der zweiten Leſung ſeine Anſicht 
zu ändern. Siffern für die 
Abrüſtung fehlen in dieſem Ent- 
wurf vollſtändig. 


Alſo nicht einmal über die 
Grundſätze, nach denen die Ab» 
rüſtung für die einzelnen 
Staaten zu bemeſſen ſind, konnte 
eine Einigung erzielt werden. 
Vielmehr kam das Beſtreben 
zum Ausdruck, daß eine Be⸗ 
grenzung der Küſtungen auf 
ihren gegenwärtigen Stand das 
vorläufige Ziel der Abrüſtungs⸗ 
konferenz ſein müſſe und daß es 
jhon einen großen Fortſchritt 
bedeute, wenn die Küſtungen 
aller Staaten aus dem Gebiet 
der freien Entſcheidung nach 
nationalen Geſichtspunkten her- 
ausgehoben, auf internationale 
Baſis gebracht und unter inter- 
nationale Garantien geſtellt wür⸗ 


leichte Geschütze. 
schwere Mash. eu. 


VVV DED 
j -POLEN 5 
č 
; `F es 
0 
= 


"sel aa 
Æ 
ee 


„ 


leichte 
Maschinengewehre 


bundsſatzung vorzunehmen. Der 
ruſſiſche radikale Abrüſtungs⸗ 
vorſchlag wurde verworfen, der 
ruſſiſche Vorſchlag für eine 
ſchrittweiſe Abrüſtung und der 
deutſche Vorſchlag wurden den 
einzelnen Regierungen zur prii- 
fung überwieſen. 


— z 5 Überfhaut man rüdblidend 
die Arbeiten des Dölferbundes 
in der Abrüftungsfrage, fo 
kommt man zu dem Reſultat, daß 
das Ergebnis kläglich iſt. Die 
Vorbereitende Abrüſtungskom⸗ 
miſſion hat fih außerſtande ge ⸗ 
ſehen, die Frage einer Bes 
ſchränkung der Rüſtungen prat- 
tiſch auch nur einen Schritt vor⸗ 
wärtszubringen. Es iſt nicht 
einmal gelungen, die Vergleichs ⸗ 
maßſtäbe, nach denen abgerüſtet 
werden könnte, grundſätzlich 
herzuftellen. Beſondere Schwie⸗ 
rigkeiten bereitet der von Frank⸗ 
reich in die Debatte geworfene 
Begriff des „potentiel de guerre“, 
die Kriegsfägigkeit eines Landes. 
Frankreich behauptet, außer den 
tatſächlichen Rüſtungen eines 
Landes müßten als Dergleichs« 
maßſtab für eine Rüſtungsbe⸗ 
ſchränkung auch alle Kräfte eines 
Landes in Betracht gezogen wer⸗ 
den, die gegebenenfalls für die 
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den. Die Welt müſſe ſich erſt an 
den Abrüſtungsgedanken ge- 
wöhnen, nach einer angemeſſenen Friſt, etwa fünf bis zehn Jahre, könne 
man dann den Beginn einer wirklichen Abrüſtung ins Auge faſſen. 

Da die Kommiſſion wohl erkannte, daß auf dem Wege von 
öffentlichen Kommiſſionsberatungen ein greifbares Ergebnis nicht 
zu erzielen ſein würde, empfahl ſie den beteiligten Regierungen, ſich 
auf anderem, möglichſt diplomatiſchem Wege über die Grundſätze der 
Abrüſtung zu verſtändigen. Dieſe Beſprechungen, die vor allem 
zwiſchen England und Frankreich zu führen waren, haben im 
Auguſt 1928 zu einem Reſultat geführt, indem, ſoweit bisher un⸗ 
widerſprochene Preſſemeldungen vorliegen, Frankreich ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß eine Rüſtungsbeſchränkung zur See gemäß 
dem engliſchen Vorſchlage nach Schiffskategorien erfolgen folle, 
wobei allerdings Kreuzer unter 10 000 t ſowie Küfterwerteidigungs- 
ſtreitkräfte, wie Torpedo- und Unterſeeboote, unter 600 t von jeder 
Beſchränkung frei bleiben. England hingegen erklärte ſich mit dem 
franzöſiſchen Standpunkt einverſtanden, daß beim Landheer die Res 
ferven nicht in eine Rüſtungsbeſchränkung einzubeziehen feien. Dieſe 
Derftändigung hat in der Welt außerordentliches Aufſehen erregt, 
weil es eine offenbare Spitze gegen den amerikaniſchen Flotten⸗ 
ſtandpunkt enthält. Es iſt daher zweifelhaft, ob es aufrechterhalten 
bleibt. Japan hat ſich damit einverſtanden erklärt, Amerika lehnt es 
ab, Italien hat ſich noch nicht geäußert, nach der Haltung der 
italieniſchen Preſſe zu urteilen dürfte aber Italien dieſem Kom- 
promiß nicht günſtig geſtimmt ſein. 

Das außerordentlich magere Ergebnis der Verhandlungen der 
Dorbereitenden Abrüſtungskommiſſion veranlaßte die Genfer Voll- 
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gezogen werden könnten. Hierher 
gehören alfo die induſtrielle Ka- 
pazität eines Landes, die für kriegeriſche Zwecke nutzbar gemacht 
werden kann, die Rohjtoffquellen, ferner die berufliche Gliederung der 
Bevölkerung, die Anzahl der vorhandenen Automobile, Sivilflugzeuge, 
techniſche Vorbildung uſw., aljo ein Gummibegriff, der es tatjächlich 
unmöglich macht, irgendeinen Dergleichsmaßjtab herzuſtellen. 
Frankreichs Hauptthefe in der ganzen Abrüftungsfrage ift: Er ſt. 
Sicherheit, dann Abrüſtung. Unter Sicherheit verſteht 
Frankreich und ſeine Klientel die Garantie der Aufrecht⸗ 
erhaltung des gegenwärtigen Status quo. Dieſe 
Garantie foll hergeftellt werden durch Verträge, durch genau feft- 
gelegte Sanktionsandrohungen gegen denjenigen, der den gegen 

wärtigen Beſitzſtand gewaltſam ändern will, und durch weitgehende 
wirkſame Kontrollmaßnahmen. Beſonders gegen die Feſtlegung von 
Sanktionsmaßnahmen ſowie gegen irgendwelche Nontrollam us 
gegenfeitigen Rüſtungsſtandes nehmen die Vereinigten Staaten und 
England ſcharf Stellung. 

Deutſchland geht in der Frage des Sicherheitsproblems von 
dem Standpunkt aus, daß das gegenwärtige Maß von Sicherheit 
in der Welt durch die verſchiedenen Verträge, wie Derfailler Vertrag, 
Völkerbundſatzung, Locarnoverträge und neuerdings Kelloggpakt, jo 
groß iſt, daß jeder Staat in der Lage ift, mit einer effektiven Her- 
abſetzung feiner augenblicklichen Rüſtung zu beginnen. Deutſch⸗ 
land iſt durchaus einverſtanden, daß die Rüſtungsbeſchränkung in 
Etappen vor ſich geht, aber es muß einmal der Anfang gemacht 
werden. Sicherlich iſt der Beginn der Abrüſtung von einem ge⸗ 
wiſſen Zuftand von Sicherheit abhängig, andererſeits aber muß an 
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dieſes große und für den Völkerbund entſcheidende Werk mit einem 
Quantum Dertrauen in die Lopalität der anderen Staaten beran⸗ 
gegangen werden, infolgedeſſen ift die deutſche Theſe „Sicherheit 
durch Abrüſtung“. Beſtimmt aber ift der gegenwärtige Fuſtand, daß 
eine Anzahl von Staaten entwaffnet und aller modernen Kriegs⸗ 
mittel bar zwiſchen waffenſtarrenden Nachbarn leben, für die 
Sicherheit der Welt bedrohlich, da das Riſiko eines Krieges gegen 
die militäriſch Schwachen allzu gering ift. Präventivfriege können 
auf die Dauer nur verhindert werden, wenn das Riſiko eines Krieges 
groß if. Deutſchland fordert daher eine Vivellie ⸗ 
rung des Rüſtungsſtandes. Außerdem haben wir einen 
rechtlichen Anſpruch auf die Abrüſtung der anderen, denn die deut⸗ 
ihe Entwaffnung ſollte die Einleitung zu einer allgemeinen Ab- 
rüſtung darſtellen, und die Völkerbundſatzung ſchreibt ausdrücklich 
die Beſchränkung der Rüſtungen vor. Die Behauptung, die auch 
Briand jetzt wieder vorgebracht hat, daß das deutſche 100 O00-Mann⸗ 
Heer, das aus Berufsſoldaten beſteht, eine Bedrohung der Sicher⸗ 
heit ſeiner Nachbarn darſtelle, iſt völlig aus der Luft gegriffen. Das 
deutſche Berufsſoldatenheer ift gegen den Willen deutſchlands auf 
Grund des Diftats feiner Kriegsgegner geſchaffen worden, es ent- 
behrt aller modernen Kampfmittel und aller Reſerven. Die von 
Briand angedeutete Möglichkeit, daß die große und leiſtungsfähige 
deutſche Induſtrie leicht in der Lage ſein würde, Deutſchland 
ſchnellſtens mit allen modernen Kampfmitteln zu verſehen, iſt aus 
dem Grunde militäriſch unrichtig, weil im Kriegsfall der erſte 


Angriff der feindlichen Luftgeſchwader dem deutſchen Induſtrie⸗ 
gebiet gelten würde, das vorausfichtlich bereits wenige Stunden nach 
Ausbruch kriegeriſcher Verwicklungen lahmgelegt wäre, da uns alle 
Mittel zur Verteidigung fehlen. 

Es bleibt feſtzuſtellen, daß das einzige Ergebnis der bisherigen 
Abrüſtungsbeſtrebungen das außerhalb des Völkerbundes unter dem 
Druck Amerikas geſchloſſene Waſhingtoner Abrüſtungsabkommen iſt. 
Die Derfuche innerhalb des Völkerbundes, die einzelnen Regierungen 
zu veranlaſſen, freiwillig auf ihre Rüſtungsſouveränität zu ver- 
zichten und ſich durch vertragliche Bindungen eine auch nur ge⸗ 
ringfügige Einſchränkung ihres Rüſtungsſtandes aufzuerlegen, find 
auch nicht in den allererſten Anfängen zuſtande gekommen. Man hat 
Schwierigkeiten auf Schwierigkeiten getürmt, die Frage der Der» 
gleichsmaßſtäbe iſt durch die bisherigen Derhandlungen nicht ver⸗ 
einfacht, ſondern kompliziert geworden, und es iſt trotz aller ſchönen 
Reden und trotz aller Entſchließungen feſtzuſtellen, daß bei den 
Hauptmächten der ehrliche Wille, die Rüſtungen auf Grund der 
augenblicklich beſtehenden Verträge zu beſchränken, nicht vorhanden 
ijt. Ob in einiger Zeit die wirtſchaftliche Lage oder ein finanzieller 
Druck dieſen Standpunkt der Hauptmächte ändern wird, bleibt ab» 
zuwarten. Der Hinweis verſchiedener Staaten, beſonders Englands 
und Frankreichs, daß man bereits freiwillig weiteſtgehend ſeine 
Küſtungen eingeſchränkt habe, hat mit dem eigenlichen Abrüſtungs⸗ 
problem des Dölferbundes nichts zu tun, da es hier darauf an- 
kommt, durch vertragliche Bindung den Küſtungsſtand zu begrenzen. 
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Der vierte Minderheitenkongreß in Genf. 


3 Die „Organiſierten nationalen Gruppen Eu» 
ropas“, wie fie fih ihren Titel offiziell gaben, um das ominöſe 
Wort „Minoritäten“ oder „Minderheiten“ zu vermeiden, haben zum 
vierten Male in Genf getagt. Sie haben ihre Beſprechung und 
ihren Kongreß zeitlich unmittelbar an die Tagung des Rats und 
der Dollverfammlung des Völkerbunds berangerückt, und fie 
haben als erſten Punkt ihrer Tagesordnung die politifhe Aus ⸗ 
ſprache über das heikle Thema „Die Sage der Minder⸗ 
heiten und der Völkerbund“ demonſtrativ in den Dorder- 
grund gerückt. Niemals war die Sprache der Minderheitenvertreter 
entſchiedener und offener als in dieſen Genfer Auguſttagen. Was 
feit manchen Jahren zur Unterſtützung der vorangegangenen Minder⸗ 
heitenkongreſſe die verſchiedenen internationalen Dereinigungen ge⸗ 
fordert haben, als da ſind: Interparlamentariſche Union, Inter⸗ 
nationale Völkerbundsligenunion, International Law Association, 
Kirchen- und Weltbund, Friedensgeſellſchaften uff., das wurde hier 
noch einmal in ſchärfſter Ausprägung zuſammengefaßt und mündete 
aus in die klare Forderung: Derbejjerung des Minder ⸗ 
heitenrechts und Verbeſſerung des Minderheiten- 
beſchwerde verfahrens durch den Völkerbund. 3 

Der Dölterbund hat die Garantie für den Mindergheitenſchutz 
übernommen, zu dem ſich einige ſeiner Mitglieder bei der Neubildung 
ihrer Staaten verpflichten mußten. Aber gerade weſentliche Garanten 
und Machthaber des Dölterbunds, Frankreich und Italien, pochen 
auf die Tatſache, daß ſie ſich nicht rechtlich zu gleichem Schutz 
verpflichtet haben und erkennen nicht an, daß ſie zum mindeſten 
moraliſch fidh gebunden halten müßten. So ijt die Rechtloſig⸗ 
keit der Bretonen und der Elſäſſer wie der Südtiroler am größten, 
was wiederum umgekehrt für die rechtlich und vertraglich zu einem 
Minderheitenſchutz verpflichteten kleineren Staaten geradezu einen 
Anreiz bedeutet, ſich um keine Verträge zu kümmern und ſich auf 
die Verſchleppungstaktik der Kleinen und der Großen im Hölker⸗ 
bund zu verlaſſen. Worin ſie ſich bisher wenigſtens auch nicht 
getäuſcht haben! Die Forderung nach Schaffung eines einheitlichen, 
alle Völkerbundsmitglieder in gleicher Weiſe verpflichtenden klareren 
und entſchiedeneren Rechts, die Forderung alfo, daß die vom 
Völkerbund bei ſeiner Gründung übernommene Garantie der be⸗ 
ſtehenden Schutzverträge kein Definitivum, ſondern nur einen Un- 
fang bedeuten möchte, erwuchs aus einer recht bitteren Kritik 
dieſes Völkerbunds. 

Und die zweite Forderung der Derbeſſerung des Bes 
ſchwerde verfahrens wurde nicht minder ſtark durch die 
Beweiſe von der Unhaltbarkeit der heutigen Zujtände unterſtützt. 
Der Dreierkommiſſion, die über Minderheitenbeſchwerden zunächſt 
zu befinden hat, darf weder der Staat, gegen den ſich eine Minder⸗ 
heitenbefchwerde richtete, noch ein ihm benachbarter Staat, noch aber 
der Staat angehören, deſſen Staatsvolk mit der beſchwerdeführenden 
Minderheit wolklich verbunden ijt. Beileibe ſicherlich nicht aus Mif- 
trauen, ſolche Vertreter könnten nicht objektiv fein, aber aus Dor- 
ſicht. Und während die Kultureinrichtungen der Minderheiten von 
den Staatsvölkern entgegen allen Minderheitenſchutzverträgen immer 
mehr zerſtört werden, während die Rechtsverſchlechterung immer mehr 
um ſich greift und auch vor Schmälerung der materiellen Güter der 
Minderheitenſtaatsbürger der einzelnen Staaten nicht zurückſchreckt, 
während Enteignungen unter dem modernen Schlagwort der 
„Agrarreform“ den Beſtand der Minderheiten untergraben, häufen 
ſich in den Schränken des Völkerbunds⸗Palaſtes die unerledigten 


Beſchwerden. Nicht einmal ganz klare und eindeutige Rechts- 
entſcheidungen des Haager Gerichtshofs vermögen daran etwas zu 
ändern. So kam es, daß die 40 Millionen Europäer, die hinter den 
Vertretern der Minderheiten ſtehen, ſcharf und eindeutig zum 
Ausdruck brachten, „daß das Vertrauen zum Dölkerbund als dem 
Garanten der Minderheitenrechte ſchwer erſchüttert ift“ und daß 
„für die Löſung des Minderheitenproblems bisher durch den Völker⸗ 
bund, dank der angewandten Methoden, nichts Ernſthaftes geſchehen 
iſt.“ „Die Wahrung der Rechte der nationalen Minderheiten als 
Vorausſetzung einer Erhaltung des Friedens ift und bleibt die Der- 
pflichtung des Völkerbundes“, fo heißt es zum Schluß ir der 
Refolution, „wir erwarten, daß er in Zukunft dieſer Verpflichtung 
gerecht werden wird.“ 

Das Scho in Genf war dank dieſer entſchloſſenen Sprache 
poſitiv! Keiner der Großen, wohl aber der Vertreter 
Hollands, knüpfte unter Beziehung auf den Minderheitenkongreß 
in öffentlicher Dollverfammlung des Dölkerbunds hier an — worin 
ihm ſpäter der deutſche Reichskanzler ſekundierte — und gab der 
Enttäuſchung von Dölferbundsmitgliedern darüber Ausdruck, daß 
der Dölferbund bisher auf dieſem Gebiet jo unfruchtbar und fo 
unbefriedigend gearbeitet hat. Der Völkerbund ſoll ja nicht nur eine 
europäiſche Feuerwehr ſein, die im letzten Augenblick zum Löſchen 
kommt, wenn gefährliche Brände entſtanden ſind, ſondern er ſoll den 
europäiſchen Frieden durch Wegräumung der Brandgefahren ſichern. 
Und es klang deutlich aus der Rede des Holländers heraus, daß 
hier eine völlige Neueinſtellung des Dölkerbunds gefordert werden 
muß. Daß der vierte Minderheitenkongreß endlich den Völkerbund 
und feine Dollverfammlung ſelbſt zu offener Ausſprache brachte, ift 
ein Erfolg dieſer mühevollen Kongreßarbeit, der einträchtigen und 
ſchickſalsverbundenen Zuſammenarbeit jo verſchiedenartiger Minder- 
heiten, des ausgezeichneten Präſidenten dieſer vier Mongreſſe, des 
Slowenen Dr. Wilfan aus Italien, und nicht zuletzt des 
Organiſators und unermüdlichen Vorkämpfers dieſer Mongreſſe, des 
Deutſchbalten Dr. Ammende aus Eſtland. 

Es iſt auch ein Erfolg der bemerkenswert ſtaatsklugen 
Haltung der, man darf wohl ſagen aller Minderheitenführer, 
die weit davon entfernt ſind, ein „Konflur verantwortungslofer 
Propagandiſten“ zu fein, wie man anfänglich dieſen Kongreß einmal 
benannt hat. Dieſer Kongreß ift ein Völkerbund im kleinen, ift ein 
deutliches Spiegelbild der volklichen Ferriſſenheit Europas. Selbſt 
unter den deutſchen Gruppen ift der Weſens⸗ und Charakterunter⸗ 
ſchied zwiſchen den bedächtigen Deutfchen des nordöſtlichen Baltikums 
und den warmblütigen und temperamentvolleren Führern des ſüd⸗ 
oſteuropäiſchen Deutſchtums unverkennbar. Noch viel kraſſer ſind 
die Unterſchiede bei den verſchiedenen Gruppen der jüdiſchen Minder- 
heit ausgeprägt; zwiſchen Katalanen aus Spanien und Ukrainern 
aus Polen, Tichechen aus Öfterreich und Ruffen aus Eſtland, 
Ungarn aus Rumänien und Weißruſſen aus Polen beſtehen Rieſen⸗ 
unterſchiede an Bildung, an Staatsreife, an perſönlichem und volf- 
lichem Uulturbeſitz. Wechſelvolles Erleben und Leiden hat ſie alle 
anders geformt. Aber bier in Genf ſind ſie doch ein einheitliches 
und man darf wohl ſagen erſtaunlich gutes Parlament, einheitlicher 
im Denken und im Fiele als alle anderen Parlamente Europas. 

In ſeinen Anfängen hatte dieſer Kongreß Mühe, die Redner 
von der Erwähnung und Aufzählung ihrer materiellen Beſchwerden 
abzuhalten. Zu ſtark drängte nach Entladung, was unmittelbarſte 
Sorge und Beſchwerde war. Beute bedarf es gar keiner Ermahnung 
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in dieſer Richtung mehr. Minderheiten, die in dem Lande ihres 
Schickſals ſo verwachſen ſind mit dem Boden, mit der Geſchichte 
ihres Staatsvolks, mit feiner Wirtſchaft, aber auch mit feiner 
Kultur, die brauchen, das betonte der Siebenbürger Sachſe 
Brandſch unter dem lebhaften Beifall aller Anweſenden, doch 
tatſächlich nicht erft einen beſonderen Beweis ihrer „Lopalität“ 
gegenüber ihrem Staatsvolke zu erbringen. Eine Aſſimilation im 
Staate, ein immer ſtärkeres Verwurzeln in feiner Politik, in feinen 
Intereſſen, die doch auch die ihren ſind, das lehnen ſie ja gar nicht 
ab. Sie wenden ſich nur gegen eine widernatürliche und unmögliche 
Aſſimilation im fremden Volkstum, und fie werden für das Natur⸗ 

recht der mit ihrem Stamm- und Urſprungsvolk beſtehenden Sprach⸗ 
und Kulturgemeinſchaft kämpfen, ſolange noch ein Funken Leben, 
ein Tropfen Blut in ihnen iſt. Europa iſt noch zu weit zurück in 
feinem Sreiheitsbegriff, um diefe Verflechtungen geiſtig und 
politiſch zu begreifen und um aus ihnen die nötigen Folgerungen 
zu ziehen. 

Auch der vierte Minderheitenkongreß hat in dieſer Richtung 
allgemein europäiſch ſtaatser ziehende Arbeit 
geleiſtet. Galt der eine Teil der Arbeit der rechtlichen und 
politiſchen Kritik, brachten der Slowene Dr. Wilfan, der Deutſch⸗ 
balte Dr. Schiemann, der Ungar von Szüllö, der Jude 
Dr. Motzkin, der Katalane Sſtelrich, der Ruffe r 
Kurtſchinſky und alle anderen mit vollendeter Ruhe, Sach⸗ 
lichkeit, Materialbeherrſchung ihre Kritik an der Minderheiten⸗ 
politik des Völkerbunds zum Ausdruck, unterſtützt durch den Deutſch⸗ 
balten und Mitſchöpfer der eſtländiſchen Kulturautonomie Dr. 
Haſſelblatt, jo hörte man am zweiten Derhandlungstage zwei 
ausgezeichnete Darlegungen über „die kulturelle Arbeit 
der Nationalitäten und ihre kulturellen Be⸗ 
ziehungen zu den Stammvölkern beziehungs- 
weiſe der Geſamtheit ihrer Nationen“. Es iſt wohl 
faum je die geiſtige Lage einer Volksminderheit innerhalb eines 
fremdſtämmigen Staatsvolks feiner und pfſychologiſcher heraus- 
gearbeitet worden als durch den Siebenbürger Sachſen und Leiter des 
dortigen Deutſchen Kulturamts Profeſſor Cſaki. 

Diefer „Kultur“ ⸗Tag zeigte den Kongreß auf der Höhe feiner 
Arbeit, bewies, daß er in den vier Jahren ſeines Beſtehens an der 
Vertiefung feiner Arbeitsideen, an der Verinnerlichung feiner Ziele 
tatkräftig gearbeitet hat. Wenn nun neubegründete Organiſationen, 
wie die Vereinigungen der Minderheitsjuriſten und der Minderheits⸗ 
journaliſten, weiter an dieſem Werke arbeiten, wenn zur inter⸗ 
nationalen Arbeit aller Minderheiten auch die Fuſammenarbeit der 
einzelnen Minderheiten innerhalb eines Staates kommt, wie ſie für 
die Minderheiten in Deutſchland bereits beſteht oder wie fie die vers 
il atA Minderheiten Rumäniens gerade jetzt in Genf beſchloſſen 

aben, wenn die nationalen Gruppierungen des Kongrefles, die 


deutſchen, die jüdiſchen, ungariſchen Minderheitengruppen uſw. in 
nationaler Fuſammenfaſſung das ihrige tun, fo bedeutet das alles 
zuſammen mit den Anſtrengungen der internationalen Der- 
einigungen ein weiterer Fortſchritt und eine frohe Hoffnung für 
die Zukunft. 

Der erwähnte Dr. Robinjon hat für eine Bibliographie der 
Minderheitenliteratur ein höchſt beachtenswertes Anfangswerk ge- 
ſchrieben; auch dieſe Arbeit international fortzuführen, hat der 
Kongreß beſchloſſen, wie er auch die Anregung brachte, ein inter ⸗ 
nationales Inſtitut für Nationalitätenkunde zu begründen, für das 
einſtweilen allerdings nur unbeſtimmte Richtlinien gegeben wurden, 
das aber in ſpäterer Entwicklung ſehr wohl zu gedeihlicher und 
fruchtbarer Arbeit gelangen mag. 

Einer wichtigen politiſchen Tatſache iſt noch p gedenken: Im 
vorigen Jahre haben die Minderheiten in deutſchland, 
die Polen, Dänen und Wenden, den Kongreß verlaſſen, weil die 
Frieſen in Deutſchland nicht als ſelbſtändige Minderheit auf- 
genommen wurden. Sie find auch dem vierten Kongreß ferne 
geblieben, aber ihr in Wien unternommener Derjud, alle anderen 
flawiſchen Gruppen gerade in Genf zu einem Gegenkongreß zu ver- 
ſammeln, ift geſcheitert. Die Frieſen find auch diesmal nicht auf- 
genommen worden, weil fie die nötigen Dorausſetzungen einer 
eigenen ſelbſtbewußten und kulturell einigermaßen befriedigenden 
Organiſation nicht aufweiſen. Man will natürlich das Anſehen 
des Kongreſſes und der Minderheitenarbeit nicht dadurch bagatelli« 
fieren, daß man nichtorganiſierte Minderheiten, ſondern auch 
Gruppen und Grüppchen Unzufriedener aufnimmt dadurch Europa 
beunruhigt und den Kongreß ſelbſt ſprengt. Der Verſuch der Polen, 
den Kongreß zu diskreditieren, ift mißlungen, fie haben fih ſelbſt 
iſoliert. Umgekehrt hat der Kongreß diesmal die Bulgaren aus 
Rumänien und auch die Ukrainer aus Polen als Minderheiten an= 
erkannt und aufgenommen. Die letzteren haben ihren irredentiſtiſchen 
Standpunkt dem polniſchen Staate gegenüber nicht aufgegeben, aber 
fie haben an dem Kongreß ſelbſt loyale Mitarbeit — — al ſo 
für diefe internationale Zuſammenarbeit auf die Geltendmachung 
ihres Sonderſtandpunktes verzichtet. Die Minderheiten in Deutſch⸗ 
land haben in Verhandlungen mit dem Ausſchuß des Kongreſſes 
erklärt, daß fie durch die Erklärungen über künftige Zuſammen⸗ 
arbeit befriedigt ſeien, und ihr dem Genfer Kongreß geſandtes 
Begrüßungstelegramm ſtellt in der Tat die Einheitsfront aller 
Minderheiten wieder her. Übrigens waren auch die Führer der 
Minderheiten in Deutſchland als Zuſchauer und Zuhörer in Genf 
anweſend. 

Suſammenfaſſend darf wohl geſagt werden, daß der vierte 
Minderheitenkongreß gute Arbeit geleiſtet hat auf dem Wege zu 
feinem Hauptziele: dem Frieden Europas und feiner Sicherung 
zu dienen. Dr. W. 


Vier Jahre Dawesplan — 53% Milliarden Goldmark. 


Von Dr. Arnd Jeſſen. 


Am 51. Auguſt ſchloß der erſte Abſchnitt unſerer Dawes⸗ 

leiſtungen: die erſten vier Reparationsjahre, die Jahre der „Atem- 
pauſe“, find vorüber. Die deutſchen Leiſtungen follen nunmehr auf 
Ei Höhe der „Normalleiftung“ von 2,5 Milliarden Goldmark jährlich 
ſteigen. 
; Mit gewohnter Pünktlichkeit hat der Reparationsagent feinen 
vorläufigen Jahresabſchluß veröffentlicht; wir können daher die 
deutſchen Leiſtungen in den erſten vier Reparationsjahren und ihre 
Verwendung im einzelnen genau überblicken. 


1. Die Einnahmen des KReparationsagenten 
(in millionen Goldmark) 


Aus der Dawesan⸗ 

Rhe — — 800,0 
Don der Reichsbahn 660,02) 2 005,0 
Aus der Induftrie . 500,0 675,0 
Aus dem Haushalt 1 160,0 
Aus der Beförde- 

rungsſteuer 850,0 
Finſen und Kurs- 

differenzen +7, 
Gefamteinnahme . |1 003,8 | 1223,0 | 1 502,8 7 


) Reſtzahlungen einer Annuität, die abredegemäf 


erſt im nächſten Jahr 
gelelſtet würden, find jeweils zu dem Jahr binzugezählt worden, zu dem fie 
rechnungsgemäß gehören. 

3) Einſchließlich der noch fälligen Reftzahlung von 55,0 Mill. 

3) Einſchließlich der noch fälligen Reftzablungen von 24,2 Mill, RM, 
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Die Zufammenftellung zeigt, daß die Einnahmen des Repa- 
rationsagenten im erſten Reparationsjahr eine Milliarde Goldmark 
betrugen, daß ſeine Mittel dann von Jahr zu Jahr gewachſen ſind 
und er ſchließlich im abgelaufenen vierten Dawesjahr über 1,75 Mil- 
liarden Goldmark verfügte. Insgeſamt hat der Reparationsagent 
feit Inkrafttreten des Dawesplans am 1. September 1924 rund 
5,48 Milliarden Goldmark aus Deutſchland herausgeholt. 


Die Jahresleiſtungen ſind in der obigen Tabelle für 
die Reparationsjahre angegeben, die weder mit dem Kalenderjahr 
noch mit dem Rechnungsjahr des Reichs (1. April bis 51. März) 
übereinjtimmen, ſondern vom 1. September bis zum 51. Auguſt 
laufen. Darum entſprechen die in der Tabelle angeführten Summen 
der Dawesjahre nicht den Beträgen, die im einzelnen Rechnungs⸗ 
jahr zu leiſten waren; auf das Rechnungsjahr entfallen vielmehr 
immer fünf Monatsteile des einen und ſieben Monatsteile des neuen 
Reparationsjahres. Der Dawesplan fah folgende Zahlungen vor, 
die fih für das Reparationsjahr und das Rechnungsjahr folgender- 
maßen ſtellen: 

in Millionen Goldmark: 


Reparationsjahr Rechnungsjahr 
(1. Sept. — 31. Aug.) (1. April — 31. März) 
1924/25: 1000 1924: 567,0 
1925/26: 1220 1925: 1084, 
1926/27: 1 5000 1926: 1 310,9 
1927/28: 1750 1927: 14778,7 
1928/29: 2500 1928: 2 207,2 
(Normaljahr) 1929: 2 500, 


4) Einſchließlich der 300 Millionen, die auf Grund des „keinen Befferung- 
ſcheins“ und des Reinhold-Gilbert-Abtommens gezahlt wurden. 
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Mit dem 1. September 1928 beginnt alfo das erſte Normaljahr 
mit feiner Jahresleiſtung von 2% Milliarden Goldmark, die auch 
im Reichshaushalt 1929 zum erſtenmal in ihrer vollen Höhe zur 
Geltung kommt. 5 

Im einzelnen ſtammen die Einnahmen des Reparationsagenten 
aus fünf verſchiedenen Quellen. An erſter Stelle ſteht 
die Reichsbahn, die in der Zeit vom 1. September 1924 bis 
zum 31. Auguſt 1928 2 Milliarden Goldmark aufgebracht hat. 
Aus dem Reichs haushalt ſtammen 1,16 Milliarden, aus 
der Beförderungsſteuer 0,85 Milliarden. Der Reit entfällt 
mit 800 Millionen auf die Dawesanleihe, mit 675 Millionen 
auf den Fin ſendienſt der Induſtrieobligationen. 

2. Die Ausgaben des Reparationsagenten 
(in Millionen Goldmark) 


Reparationsjahr Summe 
1924/25 | 1925/26 | 1926/27 1922/28 | 1924—28 
Dienft der Anleihe 72,5 97,2 91,3 90,5 356,5 
Für Kommiffionen .. 26,7 18,4 10,0 8,5 65,4 
Für Recovery Act. 130,5 | 245,1 | 290, | 351,0 | 10645 
Für Sonderzahlungen 
an die Vereinigten 
Städten — — 40,2 30,1 20,3 
Für Sadleiftungen..| 421,3.) 658,0 | 617,0 7245 | 24208 
Für Beſatzungskoſtenf 187,4 86, 23,5 65,5 412,6 
Für Bartransfer ... — 73,0 | 260,0 | 460,5 293,5 
Für Derfchiedenes... 3,6 2,4 6,8 8,8 26,6 
Gefamtzahlungen .. . 5 208,2 
Reftefaldo „.uu...- o 107,0 13,4 | — 91,9 | — 40 | + 245 
Tatfächliche Jahres». 
leiſtungen . 41 003,8 | 1 196,2 1 292,0 | ı 735,2 | 5 232,7 


Die Ausgaben des Reparationsagenten, die unſere Tabelle 
wiedergibt, ſtiegen von 1 Milliarde Goldmark im Jahre 1924/1925 
auf 1,74 Milliarden Goldmark im Jahre 1927/1928 und erreichten 
insgeſamt ſeit dem 1. September 1924 rund 5,2 Milliarden Goldmark. 

Die Ausgaben verteilen ſich auf acht verſchiedene Poſten. Don den 
rund 5,2 Milliarden entfallen 42 v. J. auf die Sachleiſtungen 
und 18 v. H. auf die Fahlungen aus der Recovery Act. 
Die Recovery Act ſieht Abgaben vor, die bis zur Höhe von 26 v. Å. 
des Wertes von deutſchen nach England oder Frankreich eingeführten 
Waren erhoben werden. An dritter Stelle ſtehen die Barüber ⸗ 
weiſungen mit 95,5 Millionen Goldmark, an vierter die Be- 
ſatzungskoſten mit 412,6 Millionen Goldmark und an fünfter 
der Anleihedienſt mit 356,5 Millionen Goldmark. An die 
Vereinigten Staaten wurden 70,5 Millionen Goldmark 
Sonderzahlungen geleiſtet. die noch vorhandenen Kom- 
miſſionen (Fuſchuß zu den Koſten der Keparationskommiſſton, die 
Rheinlandkommiſſion, die Europäiſche Denaufommiffion u. a.) haben 
65,4 Millionen Goldmark gekoſtet. 


Die Empfänger 
der Reparationsleistungen 


gta Ap 


Außerdem: 
Dienst der Auslandsanlahe, 
Kosten der Kommissionen, 


Kassenbestand 
des Reparationsagenten. 


" Reparations: 


als 


Swiſchen Einnahmen und Ausgaben liegt ein Unterſchied von 
244,4 Millionen Goldmark. Don ihm werden 189,5 Millionen Gold · 
mark als tatſächlicher Kaſſenbeſtand ausgewieſen. Weitere 79,2 Mil- 
lionen Goldmark entfallen auf die beiden unmittelbar nach Schluß 
des vierten Dawesjahres, alfo in dieſen Tagen noch fälligen Reft- 
dil iert die 
wir, ihrer inne H N 
ren ugehsrig. Die Abwicklung der Reparationszahlungen 
keit wegen, bei 
den Einnah⸗ 
men zum vier- 
ten Jahr hin⸗ 

zugesählt 
haben. 24,5 

Millionen 

Goldmark 


ftellen ſchließ⸗ eee see ere Ausschuß 


n 
und Ahr Mechanismus 
REICHSREGIERUNG 
— S 


lich den Über- 
ſchuß der Reſt⸗ 
ſalden dar, der 
von dersumme 
der beiden letzt · 
genannten 
Poſten abzu⸗ 
ſetzen iſt. 


3. Die Auf · 
teilung des 


die drei Leistungsträger und die Organe a Gläubiger. 


ertrages an 
die einzelnen 
Staaten. 


Der Gene⸗ 
ralagent für 
Reparations- 
zahlungen ver- 
fügt, zuſam⸗ 
men mit dem 

Transfer- 
Komitee, über 
die deutſchen jl der j 
Sahlungen in ns : D 

folgender à 
Weiſe: er be- 
ſtreitet zunächſt davon alle laufenden Ausgaben, wie z. B. die 
Beſatzungskoſten u. a., finanziert dann die Sachleiftungen und kauft, 
wenn der Deviſenmarkt es erlaubt, fremde Deviſen, um dieſe an die 
Gläubigermächte zu überweiſen. 

Bei der Ausſchüttung der Keparationsbeträge erhielt Frankreich 
bei weitem den größten Betrag: nahezu 2% Milliarden Goldmark 
floſſen ihm in den vier Jahren zu. An zweiter Stelle ſtand Groß⸗ 
britannien mit 1086 Millionen Goldmark. Erſt in weitem Abſtand 
folgen die nächſten Staaten: Belgien erhielt 587 Millionen, Italien 
550 Millionen, Südflawien 175 Millionen und die Dereinigten 
Staaten nahezu 200 Millionen Goldmark. Der Reft fiel an die 
übrigen Länder. Polen, das nicht reparationsberechtigt ſondern 
„reſtitutionsberechtigt“ ift, erhielt nur geringe Beträge. 


4. Reparationszahlungen und Auslandskredite. 


Mit Hilfe eines wohldurchdachten Reparationsſyſtems und eines 
komplizierten Fahlungsmechanismus find aljo im Laufe der erſten 
vier Reparationsjahre Milliardenbeträge aus Deutſchland heraus- 
gezogen worden. Drei Leiſtungsquellen der Reparationen 
find vorhanden: der Reichshaushalt, die Reichsbahn und die Jn- 
duſtrie. Damit iſt aber nicht geſagt, daß der übrige Teil des deut⸗ 
ſchen Volks an der Aufbringung der Fahlungen unbeteiligt fei. 
Woher ſollten Reich, Reichsbahn und Induſtrie die Mittel zu ihren 
Leiſtungen nehmen, wenn nicht aus erhöhten Steuern, geſteigerten 
Güter- und Perſonentarifen und aus ſonſtigen erhöhten Wn- 
forderungen an die Geſamtwirtſchaft und die in ihr 
ſchaffenden Hände d 

Überblidt man die Bilanz der erſten vier Reparationsjahre, der 
e „Atempauſe“, ſo wird an einer überaus wichtigen Tat⸗ 
ache nicht vorbeigegangen werden können. Die Aufbringung der 
Reparationszahlung im erſten Dawesjahr wurde nur durch die 
internationale Anleihe von 800 Millionen Goldmark er- 
möglicht. der Fuſammenhang zwiſchen Zahlungspflicht des Reichs 
und Auslandskredit tritt hier klar zutage. Darüber hinaus bleibt 
jedoch als nicht weniger wichtig zu beachten, daß in dem gleichen 
Seitraum (vom 1. September 1924 bis zum 51 Auguſt 1928), in 
dem Deutjchland 5,48 Milliarden an Reparationen abführte, die 
deutſche Wirtſchaft einſchließlich der öffentlichen Mörperſchaften 
(insbefondere Länder und Gemeinden) vom Auslande große Kapital- 
ſummen lieh. Man kann die langfriſtigen Auslands 
anleihen, die Deutfchland von 1924—1928 aufgenommen hat, 
auf etwa 5% bis 6 Milliarden Reichsmark ſchätzen. Außerdem 
hat das Ausland auch noch kurzfriſtige Kredite eingeräumt, 
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die etwa 5—4 Milliarden Reichsmark betragen. Vergleicht man 
dieſen Kreditbetrag mit der von Deutſchland gezahlten Reparations« 
ſumme, ſo liegt bei der Verflechtung alles wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchehens und insbeſondere aller Vorgänge auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt der Schluß nahe, daß auch Auslandskredite und Dawes⸗ 
zahlungen zuſammenhängen, daß alfo die bisherigen Reparations⸗ 
leiſtungen von der deutſchen Wirtſchaft nur ſcheinbar aufgebracht 
wurden. Dieſer Schluß iſt in der Gffentlichkeit bereits verſchiedent⸗ 
lich gezogen worden. Man argumentiert: das Ausland habe uns 
die Mittel vorgeſchoſſen, die für die Abdeckung der Reparations⸗ 
ſummen notwendig geweſen find; es habe alfo nur eine Verſchiebung 
der Verbindlichkeiten dem Ausland gegenüber Platz gegriffen, denn 
an Stelle des Reichs jeien nun andere Stellen für die Fahlungs⸗ 
verpflichtungen haftbar. Dom Standtpunkt der geſamten Volkswirt⸗ 
ſchaft betrachtet, wird dieſe Argumentation gewiß nicht fehlgehen. 
Wir ſtänden demnach vor der Tatſache, daß das Ausland uns 
unſere Zahlungen geſtundet hat, indem es die Dawesverpflichtungen, 
die durch Bindungen des Reichs eingegangen wurden, in eine andere 
Form, nämlich in die Form privater Schuldverpflichtungen, ver⸗ 
wandelte. Sieht man die Dinge unter dieſem Geſichtswinkel, ſo 
wird man ſchwerlich aus den vier Reparationsjahren folgern können, 
daß die praktiſche Durchführbarkeit des Dawesplans numehr erprobt 
oder gar erwieſen ſei. 


5. Die Zahlung des Normaljahres: 2,5 Milliarden. 


Hinter dem nüchternen Fahlenbild, das der Rechnungsabſchluß 
des Reparationsagenten in Einnahmen und Ausgaben darbietet, 
verbergen ſich alſo die eigentlich wirtſchaftlichen Probleme des Repa⸗ 
rationsſyſtems, die ungelöſt in das „Normaljahr“ hinübergenommen 
und allem Anſchein nach, im Hinblick auf die gewaltige Höhe der 
Normalleiſtung, in Zukunft deutlicher hervortreten werden. 


Um ſich eine rechte Vorſtellung von der jährlichen Leiſtung von 
2,5 Milliarden zu verſchaffen, halte man ſich zunächſt vor Augen, 
daß es fih um einen Betrag von monatlich rd. 208 Millionen Reihs- 
mark handelt, aljo um weit mehr als die Lohnſteuer z. 5. im Monats- 


durchſchnitt bringt, nämlich 120,9 Millionen Reichsmark. Auf- 
ſchlußreich ift es auch, die Reparationslaſt von jährlich 2,5 Mil- 
liarden auf die Fahl der ſchaffenden Hände in Deutſchland zu be⸗ 
ziehen. Von den 52 Millionen Erwerbstätigen, die durch die Be⸗ 
triebs- und Berufszählung im Jahre 1925 erfaßt wurden und die 
Jahr für Jahr das erarbeiten, was man als Dolkseinkommen zu 
bezeichnen pflegt, müſſen auch die Reparationsleiſtungen heraus- 
gewirtſchaftet werden. Jeder Erwerbstätige allein wird dabei 
78 Reichsmark für die Dawesgläubiger aufzubringen haben. Das iſt 
bei dem immer noch verhältnismäßig geringen Durchſchnittsein⸗ 
kommen der breiten Dolfsihichten eine zuſätzliche Belaſtung von 
beſorgniserregender Höhe. Und ſchließlich noch einige Vergleiche mit 
den Werten, die wichtige Produktionszweige jährlich hervorbringen: 
2,5 Milliarden Reparationsleiſtungen — das iſt eine Summe, der 
etwa der durchſchnittliche Produktionswert des deutſchen Stein- 
koglen⸗ und Braunkohlenbergbaus nahekommt, ift mehr als doppelt 
ſoviel wie der Wert der deutſchen Roggenernte (annähernd 1 bis 
1,2 Milliarden) und übertrifft die deutſche Kartoffelerzeugung um 
etwa das Vierfache. Die Arbeit grundlegend wichtiger deutſcher 
Produktionszweige reicht alfo noch nicht einmal hin, um die ge- 
waltige Summe von 2,5 Milliarden abzudecken. 

Die Schwere der Reparationslaſt für die deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft kommt jedoch allein bei Betrachtung der 2%-Milliarden-Ziffer 
noch nicht voll zum Ausdruck. Es iſt in jedem Falle ein Unterſchied, 
ob eine Doltswirtfchaft, die ſich in voller Blüte befindet, reich mit 
Kapital ausgeſtattet iſt und in ausgedehnten Abſatzgebieten kon⸗ 
kurrenzlos daſteht, eine ſolche Summe übernehmen muß oder eine 
Volkswirtſchaft, die, wie die deutſche, immer noch mit zahlreichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat und insbeſondere, trotz mancherlei 
Fortſchritte in den letzten vier Jahren, noch nicht in der Lage iſt, 
ihren Kapitalbedarf aus heimiſchen Quellen zu decken. Deutſchland, 
das vorläufig noch auf Auslandskredite angewieſen iſt, wird alſo 
durch die Kapitalabzapfungen, wie fie die Reparationsleiſtungen 
nun einmal darſtellen, in feiner wirtſchaftlichen Entwicklung be- 
ſonders ſchwer getroffen, jedenfalls noch ſchwerer als, rein rechneriſch 
beurteilt, die 2%-Milliarden-Hiffer ſelbſt vermuten ließe. 


Reichs bahntarife. 


Schon Anfang 1928 hatte die Deutſche Keichsbahn⸗Geſellſchaft 
auf die Möglichkeit hingewieſen, daß ſie zur Sicherſtellung ihrer Auf⸗ 
gaben aus dem RKeichsbahngeſetz eine Tariferhöhung in Ausſicht 
nehmen müſſe. Die Reichsregierung hatte ſeinerzeit die Bedürfnis⸗ 
frage nicht anerkennen können und von ihrer ablehnenden Stellung- 
nahme auch im Reichstage Mitteilung gemacht. An dieſer Stellung⸗ 
nahme glaubte die Reichsregierung auch feſthalten zu follen, als ihr 
die Reichsbahngeſellſchaft zu Anfang Mai den formellen Antrag auf 
Genehmigung einer Erhöhung der Perfonen- und der Gütertarife 
unterbreitete. Sie hatte aus den vorgelegten Unterlagen, insbeſondere 
aus der auch der öffentlichen Diskuſſion zugänglich gemachten Dent- 
ſchrift der Keichsbahngeſellſchaft nicht die Überzeugung gewinnen 
können, daß die beantragte Tariferhöhung ſich als unumgänglich 
notwendig erweiſe. Nach ihrer Anſicht war die Entwicklung der für 
die Entſcheidung maßgebenden Verhältniſſe, insbeſondere der — 
immer noch günſtig laufenden — Einnahmen der Reichsbahngeſell⸗ 
ſchaft noch nicht gnügend zu überſehen, um zu einer Maßnahme zu 
greifen, die gegenüber der Allgemeinwirtſchaft nur beim Vorliegen 
eines äußerſten Notftandes vertreten werden könne. Die Keichs⸗ 
regierung erklärte ſich neben anderem jedoch bereit, alsbald in er⸗ 
neute Derhandlungen mit der Reichsbahngeſellſchaft einzutreten, 
wenn die finanzielle Lage, insbeſondere wenn die Einnahme⸗Ent⸗ 
wicklung der nächſten Monate es erfordere. 


Im Hochſommer 1928 führten erneute Verhandlungen zwiſchen 
Reichsregierung und Reichsbahn ſchließlich zur Anrufung des im 
Dawes-Geſetz über die Reichsbahn vorgeſehenen Reichsbahngerichts, 
das bald darauf unter dem Dorſitz des Senatspräfidenten beim 
Reichsgericht i. R, Meyer zuſammentrat. Die Reichsregierung hatte 
den Kohleninduftriellen Dr. jur. Silverberg, einen der führenden 
Männer der deutſchen Wirtſchaft, die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft 
den Geheimen Legationsrat a. D. Friſch, Direktor der Dresdener 
Bank, zum Beiſitzer vorgeſchlagen. Das Gericht hat eingehend mit 
den Parteien verhandelt und ſchließlich auf Grund einer nach 
eigenen Grundſätzen aufgemachten Bilanz und Gewinn- und Der- 
luſtrechnung folgende, den Parteien am 26. Auguſt zugeſtellte Ent- 
ſcheidung gefällt: 

Die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft ijt berechtigt, zu einem 
von dem Reichsverkehrsminiſter zu beſtimmenden möglichſt nahen 
Feitpunkt eine Tariferhöhung für den Güterverkehr und den Per- 
ſonenverkehr in einem Derhältnis von etwa 4:1 und in einem 
Ausmaß vorzunehmen, daß fie eine Mehreinnahme von 250 Mil- 
lionen Reichsmark jährlich erzielen kann. 
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Über die Begründung haben die Tageszeitungen nähere Einzel- 
heiten gebracht. 

Damit ift diefe ernſte Frage der deutſchen Verkehrspolitik ent⸗ 
ſchieden. Innerhalb der nunmehr zu beſchaffenden Mehreinnahmen 
von 250 Millionen RM. jährlich gilt es, eine Tarifgeſtaltung zu 
erreichen, die bei aller Sicherung des vom Gericht verlangten Er⸗ 
ein doch die für die deutſche Volkswirtſchaft ſchonendſte Form 
indet. 

Dom ſozialen Geſichtspunkte ift zu begrüßen, daß der Siedlungs⸗ 
und Berufsverkehr nicht verteuert wird. In derſelben Richtung 
liegt die Beibehaltung des zur Zeit der Preisſenkungsaktion der 
Reichsregierung erlaſſenen Nottarifs für wichtige Lebensmittel. Un- 
berührt bleibt ferner der ſtark ermäßigte Kartoffeltarif. Die Milh- 
frachten werden einer mit den Intereſſenten abgeſtimmten fyfte- 
matiſchen Neuordnung unterzogen. Dafür werden ſie von der all⸗ 
gemeinen Tariferhöhung ebenfalls ausgeſchloſſen bleiben. Die aus 
dieſer Regelung folgenden Anderungen laſſen auch künftig die 
Frachtſätze noch auf etwa 80 v. G. der preußiſchen Vorkriegshöhe. 
Auch der bedrängten Lage des Kohlenbergbaus wird Rechnung ge⸗ 
tragen. Die Abfertigungsgebühr des Kohlentarifs wird um 
—,20 RM. je Tonne ermäßigt, wodurch auch einem alten Wunſche 
der Binnenſchiffahrt teilweiſe entgegengekommen wird. Auch die 
zur Erleichterung des Wettbewerbs der deutſchen Kohle im Küjten- 
gebiet geſchaffenen Tarife werden nicht erhöht. Dadurch kommt die 
Kohle auch weiterhin billig an die Küſte; ihr wird auch das Heran⸗ 
kommen an den ebenfalls von der engliſchen Kohle umſtrittenen 
Berliner Markt erleichtert, da wie vor dem Kriege auch heute die 
Möglichkeit beſteht, deutſche Kohle zum Küſtentarif nach Hamburg- 
Harburg und von dort elbeaufwärts zu befördern. Für die deutſchen 
Seehäfen beſonders wichtig iſt der Umſtand, daß die wichtigſten 
Wettbewerbstarife aufrechterhalten bleiben, und zwar aus dem nahe- 
liegenden Grunde, daß ſie gegen die Konkurrenz ausländiſcher Wege 
abgeſtimmt ſind, deren Frachten unverändert bleiben. Gleichzeitig 
mit der allgemeinen Tariferhöhung ſollen noch einzelne von der 
Wirtſchaft lebhaft gewünſchte und ſeit längerer Seit beſchloſſene, 
aber aus Mangel an Mitteln bisher zurückgeſtellte Tariferleichte⸗ 
rungen durchgeführt werden. Für Eiſen und Stahl, ſowie Eiſen⸗ 
und Stahlwaren der Klaffen A bis D ſowie für unedle Metalle und 
Metallwaren wird ein Ausnahmetarif eingeführt werden, der für 
die Ausfuhr über die trockene Grenze Frachtermäßigungen gewährt. 
Für Heu und Stroh wird ein weiterer Ausnahmetarif gegenüber 
den künftigen Frachten der Klaſſe F einen Nachlaß von 15 v. H. 
zugeſtehen. 
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Daß mit dieſer Umſtellung eine rieſige Arbeitslaſt für die be⸗ 
teiligten Stellen verknüpft iſt, vermag nur der zu ermeſſen, der die 
in die Hunderte gehende Fahl der Ausnahmetarife und deren oft 
höchſt komplizierte Geſtaltung kennt. PA 2 

Bei der vorſichtigen Ausgeſtaltung der Tarifänderung liegt 
auf der Hand, daß die Deutſche Wirtſchaft die Möglichkeit hat, ſich 
ſelbſt gegen die vielfach befürchteten Folgerungen zu ſchützen und 
daß man Erhöhung von Preiſen uſw. nur in Ausnahmefällen mit 
der Tariferhöhung wird begründen können. Die Wirtſchaft hat 


an der Geſundheit der Deutfchen Reichsbahn-Geſellſchaft — wie 
auch in dem Urteil zum Ausdruck kommt — das größte Intereſſe, 
denn die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft hat in erſter Linie der 
deutſchen Volkswirtſchaft zu dienen. Dieſer Dienſt hat die Bahn 
ſchon immer genötigt, ihre Tarife niedriger zu halten, als vielleicht 
ein reiner Kaufmann ſie feſtſetzen würde. So wird verſtändlich, daß 
es ſchließlich zu einer Tariferhöhung kommen mußte, da die Reihs- 
bahn zur Schonung der Wirtſchaft es immer für richtig gehalten 
hat, von einer Theſaurierungspolitik abzuſehen. 


is zur Mitte des vorigen Jahrhunderts 
war man ſogar in Fachkreiſen 
der Meinung, daß die Wein- 
rebe erſt in Verbindung mit der 
Kultur des Weinbaues aus ihrer 
„eigentlichen“ Heimat, den Län⸗ 
dern ſüdlich des Kafpifchen Meeres, 
zu uns in die Gebiete des heutigen 
Deutſchland gelangt ſei. Inzwiſchen ſind 
wir durch Fundſtücke aus der Tertiär- 
periode und aus der Pfahlbautenzeit dar⸗ 
über belehrt worden, daß die Rebe in 
Deutſchland um Jahrtauſende älter iſt 
als die etwa 200 Jahre nach Chriſtum 
uns überlieferte Wiſſenſchaft und Fertig⸗ 
keit des künſtleriſchen Rebenanbaus. 

Der Erforſchung der erſten wein⸗ 
kulturellen Anfänge in Deutſchland ſtand 
literariſches Quellenmaterial nicht zur 
Die uns bekannten römiſchen Schriftſteller erwähnen 


Verfügung. 
jedenfalls den Weinbau am Rhein und an der Moſel nicht. Dagegen 
laſſen zahlreiche Funde längs der Römerſtraßen am Rhein und an 
der Moſel fowie in den damaligen Städten und innerhalb be- 
feſtigter Plätze am Limes Umfang und Bedeutung der uns durch 


die Römer und Gallier übermittelten Weinkultur erkennen. Bei 


dieſen Funden muß man je- 
doch ſolche unterſcheiden, die 
nur als Anzeichen für Kon- 
jum und Handel angeſehen 
werden können, von anderen, 
die als untrügliche Merk- 
male für heimifchen Reben- 
bau gelten dürfen. So können 
Amphoren, römiſche Trink- 
gefäße, Kelleranlagen - und 
Grabdenkmäler römiſcher 
Weinkaufleute naturgemäß 
nicht als Beweisſtücke hei⸗ 
miſchen Rebenbaus dienen, 
wogegen man in zahlreich 
vorgefundenen Winzergeräten 
dieſer Zeit ſowie in den als 
Totenbeigabe in Gefäßen 
vorgefundenen Rebenkernen 
ſichere Zeichen für Weinbau 
ſehen darf. 

Unter der ſorgſamen 
Pflege geiſtlicher und welt- 
licher Herren dehnte ſich der 
Weinbau im Mittelalter über 
weite Strecken Deutſchlands 
aus und gelangte über hanno- 
verſches und brandenburgiſches Gebiet bis hinaus nach Pommern, 
Gſtpreußen und Mecklenburg. Auch in Sachſen und Schleſien hatte 
er ſich bereits zu Anfang des 15. Jahrhunderts beträchtliche Gebiete 
erobert. Die größte Ausdehnung der deutſchen Weinbaufläche mag 
zu Anfang des 16. Jahrhunderts erreicht worden fein. 

Unter der Ungunſt der Zeiten ging der Rebenanbau Deutfchlands 
wieder bedeutend zurück. Erhalten hat er fih in der Bauptſache am 
Rhein und an der Mofel, am Neckar und am Main. In jenen Land- 
ſtrichen, die zu Deutſchlands ſchönſten Gauen zählen, beſtimmt der 

Weinbau nicht nur das äußere Bild der Landſchaft, ſondern er ijt 
auch von maßgebendem Einfluß auf die Lebensgeſtaltung ihrer 
Bewohner. In mühſamer Arbeit und in unaufhörlichem Kampfe 
gegen Schädlinge aller Art muß der deutſche Wein dem Boden ab- 
gerungen werden. Aber gleichſam als Lohn für ſoviel Mühe und 
Fleiß ſchenkt der deutſche Boden in guten Jahren auch die er- 
leſenſten Gewächſe der Welt. 
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Rüdesheim bei Bingen 


Der deutihe Wein. 


Don Dr. Wilhelm Ruthe, Wiesbaden, 


Heute ſteht der deutſche Weinbau hinfichtlich feines Flächen⸗ 
raumes von rund 80 000 ha unter den weinbautreibenden Ländern 
an ſechſter Stelle. Die Qualität der deutſchen Rieslingsweine iſt 
aber weder in ihrer Eigenart noch in ihrem Wert von einem anderen 
Lande der Welt erreicht. 

Sahllofe Fäden verbinden Weinbau und Weinhandel mit der 
deutſchen Geſamtwirtſchaft. Don denjenigen Induſtriezweigen, in 
denen der Wein ſelbſt als Rohjtoff zur Verarbeitung gelangt, find die 
Herſtellung von Sekt, ſowie die Weinbrand- und Eſſigfabrikation 
hervorzuheben. Aus einer anfänglich ſehr primitiven Heiminduſtrie 
für Weinbergsgeräte und Werkzeuge hat ſich mit den ſich ſteigernden 
Anſprüchen ein bemerkenswerter Induſtriezweig entwickelt. Ein 
beſonderer Zweig der chemiſchen Induſtrie arbeitet unabläſſig an 
der Vervollkommnung von künſtlichen Dünger und Schädlings⸗ 
bekämpfungsmitteln. Die Kellerei- und Getränkemaſchinen⸗ 
Induſtrie hat für die Weiterbehandlung des Weines finnreiche 
Apparate zur Entkeimung, zum Filtern, zum Pumpen, zum Spülen, 
Korken und Kapfeln von Flaſchen uſw. auf den Markt gebracht. 
Der ſtetig wachſende Bedarf an Weinflaſchen, der im Jahre 1904 
die deutſche Produktion bis auf 520 000 000 Flaſchen ſteigerte, 
brachte für die Glasinduſtrie nicht nur hinfichtlich der Produktions- 
ſtätte, ſondern auch für die Art der Herſtellung bedeutende Um- 
wälzungen mit fih. Die holzverarbeitende Induſtrie ſowie die Korf- 
induſtrie erhalten jährlich bedeutende Aufträge. Staniolkapſel⸗ 
ſabriken und lithographiſche 
Anſtalten ſtehen im Dienſte 
der Ausſtattung der Wein- 
flaſche und ſonſtiger Wein- 
propaganda. Die hier ge⸗ 
gebenen Andeutungen können 
natürlich nicht vollſtändig 
fein. Immerhin geben fie 
ein ungefähres Bild, wie viel⸗ 
ſeitig und bedeutungsvoll 
Weinbau und Weinhandel 
mit dem Organismus der 
deutſchen Geſamtwirtſchaft 
verbunden ſind. 

Dieſe wirtſchaftliche Der- 
bundenheit ſpiegelt ſich auch 
auf kulturellen Gebieten wi⸗ 
der. Die für die Entwicklung 
deutſcher Kultur bemerfens- 
werteften Zeitabfchnitte treten 
zugleich in der Geſchichte des 
deutſchen Weinbaues und der 
deutſchen Trinkſitten markant 
hervor. Ohne Zweifel handelt 
es fih bei dieſen wechſel— 
ſeitigen Beziehungen inner- 
: ; halb beſtimmter Epochen 
häufig um Vorgänge, die man als charakteriſtiſch für deutſches Land 
und deutſche Art anſehen muß. Eine beſondere Bolle ſpielen hierbei 
die klimatiſchen und die geographiſch⸗geologiſchen Derhältniffe Deutſch⸗ 
lands. Während im Süden infolge höherer Durchſchnittstemperaturen 
und infolge des hierdurch bedingten höheren Alkoholgehaltes Weine im 
allgemeinen nur werdünnt oder pur nur in geringem Ausmaß 
genoſſen werden, und der kältere Norden ſehr alkoholreiche oder 
künſtlich alkoholerhöhte Getränke vorzieht, liebt der Bewohner 
mittlerer Breiten fein heimatliches Gewächs und genießt es in 
natürlichem Fuſtand. Aber auch die harte Mühe, die der deutſche 
Weinbau aufzuwenden hat, mag für die hier zu ſchildernden Vor- 
gänge nicht ohne Einfluß geblieben ſein, im Gegenſatz zu Ländern 
ſüdlicher Breiten, in denen die Müheloſigkeit der Ernten die köſtliche 
Gabe Bachus” vielleicht weniger wertvoll erſcheinen läßt. 

Die Entfaltung der Weinkultur in Deutfchland wurde jedoch 
nicht nur von den materiellen Intereſſen eines vorbildlich organi- 
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fierten oe Handels günftig 
beeinflußt, ſondern auch geiſtig⸗ 
religiöfe Motive gewannen frih- 
zeitig Bedeutung. War doch in An⸗ 
lehnung an alte Opfergebräuche der 
Wein zugleich mit der Überlieferung 
des Chriftentums weihevolles Sym- 
bol im Dienſte der Kirche geworden. 

Es iſt nicht verwunderlich, daß 
eine ſo enge Verbindung mit 
unſerem Empfindungs- und Dor- 
ſtellungsleben auf den verſchiedenſten 
Kulturgebieten tiefgreifende Ein- 
wirkungen ausgelöſt hat. Nicht nur 
die darſtellende Kunjt und ver- 
wandte Gebiete des Kunſtgewerbes, 
ſondern auch viele Zweige der da⸗ 
maligen Wiſſenſchaft zeigen Spuren 
weinkultureller Belebung. Sitten 
und Gebräuche unterlagen dieſem 
Einfluß und haben im Wandel der Zeiten in der bezeichneten 
Richtung zu mehr und auch weniger anmutigen Erſcheinungen 

ührt. 
ar Im frühen Mittelalter find die Beziehungen zur Kirche als der 
vornehmlichſten Kulturträgerin beſonders enge. Aber auch die mehr 
weltlich orientierten Epochen ſpäte⸗ 
rer Zeiten haben in der Darſtellung 
des Weines und ſeiner Beziehungen 
u den Menſchen immer wieder eine 
Quelle künſtleriſcher Entfaltung und 
Betätigung gefunden. Rembrandt 
und Jan Steen ſind die markanteſten 
Vertreter dieſer Richtung in der 
Malerei. 

Die außerordentliche Blüte des 
Handwerks im ſpäteren Mittelalter 
hat uns eine recht ſtattliche Anzahl 
von kunſtgewerblichen Arbeiten 
erſten Ranges beſchert, die mit dem 
Weinbau und dem Weintrinken in 
Fuſammenhang ſtehen. Keich ge- 
ſchnitzte, mit Initialen und Wappen 
hoher Herren geſchmückte Fäſſer, 
köſtlich gearbeitetes Trinkgerät aus 
Silber, Ton, Holz, Steingut und 


Botſchafter Graf Brockdorff⸗Rantzau t. 


Nach dem Tode des Waſhingtoner Botſchafters Freiherrn 
von Maltzan im Vorjahre iſt der deutſche Außendienſt jetzt durch 
das plötzliche Ableben des Moskauer Botſchafters Grafen Brockdorff⸗ 
Rantzau von einem gleich ſchweren Derlujte betroffen worden, der 
ſich kaum ohne weiteres ausgleichen laſſen dürfte. Rantzau ver⸗ 
tauſchte als 25jähriger infolge eines Unfalls die Laufbahn des 
Offiziers mit der des Diplomaten. An ſelbſtändigen Poſten hat er 
von 1912 bis 1918 den des Kopenhagener Geſandten, ein Jahrzehnt 
ſpäter, abermals rund 
ſechs Jahre, von 1922 
bis 1928, den des Mos- 
kauer Botſchafters be⸗ 
kleidet; vom Dezember 
1918 bis zum Juni 
1919 war er Leiter des 
Auswärtigen Amts, die 
Weigerung, den Der- 
failler Vertrag zu zeich⸗ 
nen, veranlaßte ihn mit 
dem Kabinett Scheide⸗ 
mann zum Rücktritt. 

Wie eine fünfjährige 
Tätigkeit als eters⸗ 
burger Botſchaftsſekretär 
eine gewiſſe Doraus« 
ſetzung für die ſpä⸗ 
tere Moskauer Der- 
tretung bilden durfte, ſo 
mochte ihm ſeine ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Ab⸗ 
ſtammung ein gewiſſes 
nachbarliches Verſtänd⸗ 
nis für das Weſen däniſcher Politik und ihrer Träger gegeben haben, 
das es während des Krieges erproben hieß. Die radikale däniſche Re- 
gierung war bereits im Auguſt 1914 der feſten Überzeugung, daß 
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Einſchütten von Trauben in die Mühle 


Glas erfreuen uns heute immer 
wieder. — Den Schluß dieſer kurz be⸗ 
meſſenen Betrachtung mögen einige 
Sahlen und Vergleiche bilden. Der 
deutſche Weinbau umfaßt mit ſeinen 
80 000 ha nur einen ſehr kleinen 
Teil der landwirtſchaftlich bebauten 
deutſchen Geſamtfläche von 28,5 
Mill. ha. Er ſtellt aber die inten⸗ 
ſivſte Art der Bodenbearbeitung dar, 
weil er in normalen Zeiten die Mög- 
lichkeit gibt, auf 2 bis 5 Morgen 
eine Familie zu ernähren. 

Ein intereſſantes Bild ergibt der 
Vergleich des Moſtertrages in den 
einzelnen deutſchen Weinbaugebieten 
für die Jahre 1927 und 1926. Hier 
ſteht Bapern an der Zei mit 
611 755 hl (1926: 352848 hl), es 
folgen Preußen mit 311946 hl 
(1926: 18267 hl), Heſſen mit 252 5 2 hl (155850 hl), Baden mit 
189959 hl (1926: 295556 hl), Württemberg mit 89 275 hl 
(42 869 hl) und das übrige Deutſchland mit 2554 hl (1585 hl). 

Als Durchſchnittspreis für den Hektoliter Moſt konnte im 
Jahre 1927 der bisher noch nie erreichte Betrag von 102 M. erzielt 
werden. Dieſe an ſich ſehr günſtige 
Siffer hat fih aber für den 
Winzer infolge der ſtellenweiſe ſehr 
geringen Ernte nicht auswirken 
können. Der Geldwert der Geſamt⸗ 
ernte 1927 wird auf 146 Mill. 
Mark geſchätzt. An zweiter Stelle 
ſteht in den letzten Jahrzehnten 
das Qualitätsjahr 1911 mit 143 
Mill. Mark. 

Je mehr Deutſche ſich der kul⸗ 
turellen und materiellen Werte des 
deutſchen Weinbaus bewußt werden 
und bereit ſind, ſeinen Erzeugniſſen 
vor ausländiſchen den Vorzug zu 
geben, je eher können die ſchweren 
Schäden vergangener Jahre zur 
Ehre und auch zur materiellen 
Unterſtützung der deutſchen Geſamt⸗ 
wirtſchaft wettgemacht werden! 


Zur Zeitgeſchichte 


Deutſchland auf die Dauer der Übermacht nicht werde ſtandhalten 
können. Rantzau, dem diefe Auffaſſung nicht unbekannt geblieben 
war, ſetzte ihr die Außerung entgegen: „Wie der Krieg auch aus⸗ 
gehen möge, Deutſchland wird Dänemark gegenüber immer der ſtärkere 
Nachbar bleiben.“ Das war keineswegs als eine Machtgeſte zu per⸗ 
ſtehen, ſondern als Ausdruck einer unerſchütterlichen nationalen 
Selbſtbehauptung, die er ſpäterhin auch mehrfach in weit kritiſcheren 
Situationen vertreten ſollte. 

In der Tat hat Rantzau auch die gebotene Neutralitätspolitik 
mit Dänemark ohne Schwankungen während des ganzen Krieges 
durchführen können, und zwar ohne daß er ſich dabei irgendwelcher 
Macht- oder Preſtigemittel bediente. Vielmehr verſtand er es, fih 


ſofort auf eine ganz nüchterne Wirtſchaftspolitik des Gebens und 


Nehmens einzuſtellen, die die ſtrikte Neutralität auf beiden Seiten 
zur Lebensbedingung hatte: däniſche Lebensmittel gegen deutſche 
Kohle. Auf dieſe Weiſe gewann er aber auch politiſch; die in 
Dänemark am Ruder befindlichen Linksparteien, die in den übrigen 
nordiſchen Ländern ententefreundlich geſtimmt waren, mußten in 
ihrer praktiſchen und in ihrer Preſſepolitik eher zu Deutſchland 
neigen und konnten ſich über Kriegsende hinaus ſo lange an der 
Macht halten, daß fie auch auf die Regelung der ſchleswigſchen Frage 
noch einen mäßigenden Einfluß auszuüben vermochten. Bei einer 
Bauern- und Rechtsregierung wären die Beſtimmungen des Der- 
failler Vertrages über den Abſtimmungsmodus in Schleswig zweifel- 
los weit ungünſtiger für Deutſchland ausgefallen. 


Auch feine nach dem Napallovertrag erfolgte Berufung nach 
Moskau ſtellte Rantzau vor wirtſchaftspolitiſche, nicht vor macht ⸗ 
politiſche Fragen. Sie gehören zum Teil noch der Tagesgeſchichte 
an, aber die offiziellen Stimmen, die bei feinem Hinſcheiden aus 
Moskau zu hören waren, beweiſen, daß er dort dasſelbe Vertrauen 
genoß wie vorher in Kopenhagen; und wenn man in alledem einen 
Beweis dafür ſehen kann, daß er fih mit großer Geſchicklichkeit auf 
die zwangsläufig veränderten neuen Derhältnijfe umzuſtellen wußte, 
fo zeigt doch andererfeits fein Auftreten in Derjailles im Juni 1919, 
daß ee fih auch in den ſchwierigſten Lagen hinter eine gewiſſe Grenze 
nicht zurückdrängen ließ. 3 
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wahlunterſuchungen in Köln. 


Nach der letzten Reichstagswahl mehren ſich erfreulicherweiſe 
die Derfuche, die Wahlergebniſſe in einzelnen Städten und Gebieten 
zu eingehenden, parteiſoziologiſchen Unterſuchungen Be verwenden. 
Beſonders bemerkenswert und von mehr als lokaler Bedeutung ſind 
die Darſtellungen für die Stadt Köln, welchen insbefondere auch 
deshalb allgemeine Bedeutung zukommt, weil dort ſchon feit der 
Wahl zur Nattonalverfammlung ſtets getrennt 
nach Geſchlechtern abgeſtimmt worden iſt. „Die 
politiſchen Wahlen in Köln in den Jahren 1919 bis 1926 und, 
foeben erſchienen: „Die Reihs- und Landtagswahl in Köln am 
20. Mai 1928“, herausgegeben vom Statiftifchen Amt der Stadt 
Köln und bearbeitet von Dr. Lorenz Huber). 5 

Das Statiſtiſche Amt ſtellt für die letzte Wahl feft: „Die 
Wahlbeteiligung war, wie in Köln immer wieder bedauer⸗ 
licherweiſe feſtgeſtellt werden muß, verhältnismäßig gering (60,4 v. B.). 
Don den Männern haben fih 68,5 o. G., von den Frauen nur 
55,5 w. H. an der Wahl beteiligt. Das find faſt die gleichen Wahl- 
beteiligungsziffern wie bei den letzten Reichstagswahlen. Ein altes 
Erbübel der Kölner, dieſe geringe Wahlbeteiligung!“ Schon ſeit den 
Wahlen von 1887 liegt die Wahlbeteiligung im Regierungsbezirk 
Köln, wie überhaupt feit der Kulturkampfzeit in den vorwiegend 
katholiſchen Gebieten, ſtets erheblich unter der durchſchnittlichen 
Beteiligung im Reihe. Bei der Wahl zum Reichstag im Jahre 1920 
war infolge der Wahlflauheit der Kölner die Beteiligung im Wahl- 
kreis Köln⸗Aachen die geringſte im ganzen Reich. Bei der letzten 
Wahl hat die ſchlechte Wahlbeteiligung in Köln wiederum ſehr ſtark 
die Fiffer des Wahlkreiſes Köln⸗Aachen nach unten gedrückt. Tiefer 
als die Ziffern von Köln⸗Aachen (66,4 2a liegen nur noch die 
Wahlkreiſe Baden (61,7 v. HB.) und Heſſen⸗Darmſtadt (65,8 v. H.). 
In den einzelnen Stadtteilen Kölns (17) ſchwankt die Wahl- 
beteiligung zwiſchen 52,7 v. J. und 69,5 v. B., und zwar bei den 
Frauen her 45 und 61 v. H. und bei den Männern zwiſchen 
61 und 780.5. Die höchſte Ziffer der Frauen ift alfo zugleich die 
niedrigſte der Männer. u! die Arbeiterviertel entfällt im allge- 
meinen die ſtärkſte Wahlfreudigkeit. In einem der 249 Stimmbezirke 
geht die männliche Wahlbeteiligung fogar bis 51 v. G, die weibliche 
Wahlbeteiligung bis 55 v. H. herunter. Die Höchſtziffern in den 
Stimmbezirken find für die Männer 87 v. H. und für die Frauen 
75 v. H. 


Auffallend iſt die verſchiedene Höhe der un gültigen 
‚Stimmen für Männer und Frauen und für Reichstags ⸗ und 
Landtagswahl in dem einzelnen Stimmbezirk. ala von ungültigen 
Stimmen für die Männer bis 7,2 v. H. (Reichstag) und 13,2 v. B. 
(Kandtag) und für die Frauen bis 10,1 bzw. 20 v. Bg. laffen die 
eng nach einheitlicher Nummerierung der Wahlvorſchläge bei 
oppelwahlen berechtigt erſcheinen. 

Beſonders intereſſant ift in Köln die Derteilung der Männer- 
und Frauenſtimmen ſeit 1919 auf die verſchiedenen Parteien. 
Don 100 abgegebenen gültigen Stimmen ent- 
fielen bei der Wahl zur Nafionalverſammlung 

und den letzten Reichstagswahlen: 


auf den Wahl- 
es 85 d. Männer Frauen 

W. D. der 4. r 

— club cle d g 
Deutſch.⸗Nat. 

Dp. (2) 2,2 2, 6,5 2,5 3,5 3,0 6, 2,10 5,3 
Deutſche Pp. (4) 5, 14,7) 10,6] 12,0 5,5 14,8 10,5) 11,8] 12,1 
Wirtſch. P. (9,90) | —| — 5,7] 8% . 
Zentrum (3) 32,9 27,8 24,8 27,3 47,6 44, 4½ 44,0 57,8 


Dt. Dem. P. (6) 
Soziald. P. (1) 
Kommun. P. (5,8) 
Sog. Partei 
zuſ. (4 5,8, 20) 148,1] 45,8 
Die Zuneigung der Frauen zur Zentrumspartei tritt deutlich 
in die Erſcheinung. Von den Männern haben ſich bei der letzten 
Wahl 21,5 v. H., von den Frauen 37,8 v. H. für fie eingeſetzt. Das 
tft ein Verhältnis von 56: 64. Bei Berückſichtigung der bei den 
Geſchlechtern verſchieden großen Zahl der Abſtimmenden — durch 
die geringere weibliche Wahlbeteiligung ift die Fahl der Frauen- 
ſtimmen bedeutend kleiner als die Männerjtimmen, obwohl die Zahl 
der weiblichen Wahlberechtigten nicht unerheblich höher war — ergibt 
fidh, ein Verhältnis von 39: 61. Der Derluft des Zentrums gegen- 
über den früheren Reichstagswahlen iſt bei den Männern ſtärker 
als bei den Frauen. Bei der zweiten Reichstagswahl trafen nämlich 
auf 100 Zentrumswähler 167,2, bei der dritten Reichstagswahl 160,9 
und dieſes mal fogar 175,4 Sentrumswählerinnen. 
demokratiſche Partei hat unter den Männern mit 28 v. H. einen 
ſtärkeren Anhang als das Zentrum; die Kommuniſtiſche Partei hat 
mit 18 v. Ñ. faſt die gleiche Stärke erreicht. Überhaupt haben die 


11,5) 5,6 5,6 5,0 4,5 
46,0 30,4 
— — 28s 


Die Sozial⸗ 


ſozialiſtiſchen Parteien bei der letzten Wahl die Stärke von 1919 
faſt erreicht, als fih von den Männern faſt die Hälfte und von den 
Frauen etwa ein Drittel zu ihnen bekannte. Der Unterſchied von 
Männer- und Frauenvotum geht deutlich aus dem folgenden Bild 
für die größeren Parteien hervor: 

Während bei den 
Rechtsparteien im Auf 100 Wähler entfielen in der ötadt Köln 
großen und gan: 5 Wählerinnen: 4 
zen ſeit 1919 — — 
eine Abnahme des 
Frauenbeſtandtei ⸗ 
les feſtzuſtellen iſt, 
ift bei den Links ⸗ 
parteien eine Zu; 
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andere Städte in ähnlicher Weiſe zutrifft, hat ſich in Köln bei den 
beiden letzten Wahlen beſtätigt. Außerdem aber erhielt man bei 
dieſer Wahl ebenſo wie anderwärts den feſten Eindruck, daß die 
Frauen mehr als die Männer den Parteien zuneigen, die in ihrem 
Programm oder in ihrem Namen irgendwie ein ausgeſprochen chriſt⸗ 
liches Moment hereinziehen. Neben dem Zentrum zeigen nämlich 
nur der „Evangeliſche Volksdienſt“ und die „Pfarrer-⸗Greber⸗Partei“ 
einen bedeutend größeren Frauen- als Männerbeſtandteil (auf 100 
Männer kommen 158,5 bzw. 151,5 Frauen. (Nur bei der Chriſtlich⸗ 
ſozialen Reichspartei trifft das in Köln nicht zu. Bei ihr hat jedoch 
die radikale Einſtellung der Frauenzuneigung entgegengewirkt.) 

Don Dr. Johannes Schauff iſt auf Grund des vom Kölner 
Statiſtiſchen Amts gebotenen Materials eine intereſſante Weiter⸗ 
berechnung vorgenommen worden. Er hat feſtgeſtellt, wie viele 
katholiſche Wähler — Kölns Bevölkerung ift zu 76,9 v. J. katholiſch — 
bei der letzten Wahl auf die Zentrumspartei und andere Parteien 
entfallen. Danach hat ſich von den abſtimmenden Frauen katholiſcher 
Konfeſſion faſt die Hälfte (48 v. B.), von den Männern jedoch nur 
gut ein Viertel (27,9 v. H.) für das Fentrum entſchieden. Bei der 
Wahl zur Nationalverſammlung waren die entſprechenden Fiffern 
65,2 und 41,5 v. 5. Der Prozentſatz der Zentrum wählenden 
Katholiken in Berlin war bei den letzten Wahlen faſt ebenſo hoch 
wie der in Köln. 


Der Gewerkſchaftskongreß in hamburg. 


Die Derhandlungen des 15. Hongreſſes der Gewerkſchaften 
Deutſchlands, der während der erſten Septemberwoche in Hamburg 
ſtattgefunden hat, haben fich durch ein beſonderes Maß von Sachlich⸗ 
keit und ſtaatspolitiſcher Disziplin ausgezeichnet. Sie waren dennoch, 
oder vielleicht gerade darum, getragen vom feſtgefügten Selbſtbewußt⸗ 
ſein der Vertreter einer aufſteigenden und an ihre Beſtimmung 
glaubenden Arbeiterſchaft. Drei Keichsminiſter, Curtius für die 
Wirtſchaft, Wiſſell für die Arbeit, Severing für die innere Politik 
und im beſonderen für die Schulung und Erziehung des Nachwuchſes, 
nahmen an den Verhandlungen des Kongreſſes teil, der dadurch in 
ſeiner Bedeutung vertieft worden 15 eine geſunde Lebensäußerung 
des Volksſtaates und feines verfaſſungsmäßigen Bekenntniſſes zum 
Schutz und zum berechtigten Anſpruch der Arbeit. Die Berhand⸗ 
lungen wurden eingeleitet durch einen umfaſſenden Bericht des 
Bundesvorſitzenden Theodor Leipart. Dabei iſt Parker Gilbert, der 
Reparationsagent, wegen feiner Abergriffe, die auf eine Herab⸗ 
minderung der deutſchen Sozialpolitik gezielt haben, in die ihm 
geſtellten Schranken zurückgewieſen worden. Das Schlichtungsweſen 
und die Tarifpolitik der Gewerkſchaften nahmen, bei beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der Arbeitszeit und der Organiſation des Arbeits- 
marktes, einen erheblichen Teil von Leiparts Ausführungen in An- 
ſpruch; die gleiche Aufmerkſamkeit war dem umfaſſenden Komplex 
der ſozialen Verſicherungen gewidmet. Die geſamte Wirtſchafts⸗ 
politik, die Handelsvertragsverhandlungen und die Bewegung der 
Konjunktur gaben den 5 zu dem groß angelegten Referat, 
das einſeitige Intereſſenvertretung durchaus vermied, vielmehr 


297 


Der Heimatdienſt 


immer wieder den Blick auf die Dolfsgemeinfchaft, deren Sicherung 
und Entwicklung, richtete. Ein zweites Referat, das Fritz Naphtali 
hielt, zeigte, wie die geſamte Wirtſchaft zwangsläufig demokrati⸗ 
ſierender Tendenz unterworfen iſt, und wie ſich das neue Prinzip 
des Volksſtaates, die produktive Anteilnahme der Geſamtheit, auch 
auf dem komplizierteren Gebiet der Wirtſchaft in erkennbaren 
Stufen durchzuſetzen beginnt. Die Dorausfegung für ſolche, von 
den Gewerkſchaften erſtrebte Wirtſchaftsdemokratie, die beſte tech⸗ 


niſche, kaufmänniſche und allgemeine Bildung der Arbeitnehmer, 
wurde in einem beſonderen Referat von Otto Heßler unterſucht; es 
will aber beachtet fein, daß auch Leipart und Naphtali mit großem 
Nachdruck auf die Bildungsfrage eingegangen ſind, wobei kein 
Sweifel darüber gelaſſen wurde, daß ſolche Dürchbildung der Arbeit- 
nehmer aus den Wurzeln des Berufes und aus der Berüfsfreudigkeit 
wachſen folle, um in der Beherrſchung des Berufes und in der Mit- 
führung der Wirtſchaft zu gipfeln. R. Br. 


Theodor Fontane / von Arthur Eloesser 
Zum 30. Todestage 


Als die Revolution von 1848 in Berlin ausbrach, kletterte der 
junge Fontane auf den Turm der Georgenkirche und begann die 
Glocken zu läuten, wohl in dem dumpfen Gefühl, daß alles Be⸗ 
deutende in der Geſchichte mit dieſem pathetiſchen Sturmzeichen 
angefangen habe. Schließlich kam fid der Apothekerlehrling, wenn 
er auch ſchon einige Balladen gedichtet hatte, bei feinem pathetiſchen 
Geſchäft etwas dumm vor und begnügte ſich als intereſſierter Beob⸗ 
achter, dem Spektakel auf der Straße zuzuſehen. Die Szene kann 
als ſymboliſch gelten. Im Leben des Dichters Fontane iſt gar kein 
Glockenklang, nichts von Sturm und Empörung, von großer 
enthuftaftifcher Geſte; es war ein bürgerliches Leben, das er ſelbſt 
klein, nüchtern, unanſehnlich fand und an dem er viel nörgelte. Und 
das er doch, wenn ihm zu wählen erlaubt 
war, vielleicht nicht anders gewollt hätte. 


Eine kleine Stellung, ein kleiner Orden, 
Gast wär ich auch mal Hofrat geworden), 
in bißchen Namen, ein bißchen Ehre, 
Eine Tochter „geprüft“, ein Sohn im Heere, 

mit Siebzig 'ne Jubiläumsfeier, 

Artikel im Brodhaus und im Meyer 

Altpreußiſcher Durchſchnitt. Summa Sum- 
marum 

Es drehte ſich immer um Lirum Larum, 

Um Lirum, Sarum Köffelitiel. 

Alles in allem — es war nicht viel. 


Mit der Refignation fängt niemand 
an. Der junge Fontane als Spätling der 
Romantik hatte auch einmal einen Kranz 
auf dem Haupte getragen. Er attackierte 
mit Seydlitz, ſtürmte mit Ziethen aus dem 
Gesetz ritt über die ſchottiſche Heide im 
Gefolge der ritterlichen, leichtſinnigen 
Stuarts. Nach ihm ſind kaum noch gute 
Balladen geſchrieben worden. Fontane 
hatte noch den Dolkston, er kam nicht 
nur in die Anthologien, in eine meiſt 
fragwürdige Geſellſchaft, die ihn genug 


ärgerte, er wurde auch durch Kom- 
l verbreitet, was immer eine 
Art von Vergeſſenwerden bedeutet. Der 


grobe Baritoniſt ſingt heute noch feinen Archibald Douglas, jemen 
om, den Reimer; der Hörer weiß wahrſcheinlich, daß die Muſik 
von Löwe iſt, aber kaum, von wem die ſchönen Texte ſind. Der 
Balladendichter Fontane hat fih den Kranz bald vom Haupte 
genommen; er ließ ihn von den viel berühmteren, bevorzugteren 
Geibel und Heyfe tragen, die er dann fo gründlich überlebt hat. 

Fontane ſchrieb die Wanderungen durch die Mark Branden⸗ 
burg. Obgleich er ſeine großen Romane aus der Franzoſenzeit 
„Vor dem Sturm“, „Schach von Wuthenow“ bereits hinter ſich 
hatte, war er nun nichts anderes als der Geograph, der Chroniſt der 
engeren Heimat. Man rechnete es ihm als patriotiſches oder als 
lokales Verdienſt an, daß er fih zu der unromantiſchen Mark herab⸗ 
ließ, man lobte die Beſcheidenheit, die treue Selbſtgenügſamkeit, die 
ſich dieſen nicht ſehr glänzenden Stoff wählte. Aber man überſah 
die große Kunſt, die er auf dieſen ſpröden Gegenſtand angewandt 
hatte, und das ärgerte ihn wieder. Er wollte ein Kunſtwerk und 
kein geographiſches geſchrieben haben. Es war nicht fein Stolz, 
Dichter zu ſein, was Gottesgabe iſt, ſondern ein Stiliſt, was 
Menſchenwerk ift, viel Arbeit und Selbſterziehung. Als die philo- 
ſophiſche Fakultät der Univerſität Berlin zu ſeinem fünfundſiebzigſten 
Geburtstag den Doktorhut brachte und ein Diplom, das den Sänger 
der Mark beſonders pries, verwahrte er ſich mit ſeinem reizenden 
Eigenſinn: Ach, meine Herren, die Mark! Damals habe ich noch 
nichts Beſſeres gekannt. Man muß das nicht ſo wörtlich nehmen, 
ohne Liebe ließen ſich die Wanderungen nicht ſchreiben. 

Theodor Fontane wurde der Preußendichter, aber es ärgerte 
ihn auch wieder, wenn man ſeinen menſchlichen, ſeinen politiſchen 
Horizont nach ſeinen Gedichten und Erzählungen abſtecken wollte. 
Der Dichter hat 1864, 1866, 1870 die Einzugslieder für die Truppen 
geſchrieben, aber er hat nie geglaubt, daß man ein Reich allein auf 
Binterlader und Bajonette gründen konnte. Gewiß, er war Realtit, 
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aber weil er es war, kannte er die Macht der Imponderabilien, 
und ſo blieb er, zugleich loyal und Frondeur, auch mißtrauiſch gegen 
den Mann, der dieſes Wort ſelbſt geprägt hatte, ohne es auf der 
Höhe feiner Macht ſonderlich zu achten. Als das Deutſche Reich 
gegründet war, vermißte er den Hang zu moralifchen Eroberungen, 
für die er Preußen als damaligen Polizei- und Militärſtaat be⸗ 
jonders unfähig glaubte, vermißte er die innere Berrjchaft der 
Idee, die nun der militäriſchen, politiſchen, wirtſchaftlichen Macht 
den Sinn geben ſollte. Der Patriot Fontane blieb ein Sorgender, 
ein Unverführbarer. „Das Eroberte kann wieder verlorengehen. 
Bapern kann ſich wieder auf eigene Füße ſtellen, die Rheinprovinz 
geht flöten, Oft- und Weſtpreußen auch, und ein Polenreich (was 
ich über kurz oder lang für wahrſchein⸗ 
lich halte) entſteht aufs neue. Das find 
nicht Einbildungen eines Schwarzjehers. 
Das ſind Dinge, die ſich, wenn's losgeht, 


innerhalb weniger Monate vollziehen 
können.“ So ſchrieb Fontane, als das 
Regime Bismarcks noch unerſchüttert 


ſchien; es gab zu ſeiner Seit vielleicht 
nur einen Mann, der mit fo genialer un⸗ 
verführbarer Nüchternheit denken konnte, 
das war Bismarck ſelbſt. Wir brauchen 
nur in ſeinen Gedanken und Erinnerungen 
zu leſen, um dieſelben Zweifel an ſeinem 
eigenen Werk zu finden. Aber Fontane 
ſagte auch, daß es auf Siegen oder Beſiegt⸗ 
werden allein nicht ankommt, daß die 
innere, die ſeeliſche Kraft ſich nicht über⸗ 
winden und auf die Dauer niederhalten läßt. 

Eine kleine Stellung, ein kleiner 
Orden ... Fontane wäre vielleicht Peer 
von England geworden, wenn er in 
dem von ihm geſchätzten, nicht über⸗ 
ſchätzten Lande zur Welt gekommen wäre. 
Ins preußiſche Herrenhaus wurde er 
jedenfalls nicht berufen, und die Ehren, 
die dem Preußendichter zukamen, gingen 
unter Wilhelm II. zu Jofeph Lauff. 
Fontane war Berichterſtatter in Eng⸗ 
land, Redakteur an der „Kreuzzeitung”, 
kurze Feit Sekretär an der Akademie, 
dann Theaterkritiker an der „Doffiihen Zeitung”, ſchließ⸗ 
lich in hohen Jahren nur noch freier Schriftſteller, nicht ohne 
Erſtaunen, daß er trotzdem leben konnte. Der Ruhm kam zu ihm 
mit der Bewunderung der Jungen, als er in großer Altersreife, 
zum dritten Male entdeckt, feine realiſtiſchen Romane ſchrieb, von 
den erſten zögernden Derfuchen bis zu den herrlichen Werken feines 
Herbſtes „Effie Brieſt“ und „Stechlin“. Die Jugend feierte ihn, er 
freute ſich darüber, ohne an ſeinen ſpäten Ruhm recht glauben zu 
können. 

Man ſpricht heute vom Schriftſteller gern als dem geiſtigen 
Arbeiter. Fontane ift ein Vorbild dieſer Umgeſtaltung ins Schlichte 
geweſen; er erfüllte den Sinn dieſer Umbenennung, die auch den 
pflichtmäßigen Dienſt an der Gemeinſchaft bedeutet. Für ihn war 
der Dichter nicht mehr der Privilegierte, der bekränzte Lockenkopf, 
der im Genialitätsirrgarten ſich ergehende Kavalier. Was iſt ein 
Talent? fragte er einmal in den letzten Jahren ſeiner Weisheit. 
„Es gibt heute keine bloßen Talente mehr. Zum wenigſten be⸗ 
deuten fie nichts, gar nichts. Wer heutzutage eine Kunſt wirklich 
betreibt und in ihr was leiſten will, muß natürlich vor allem auch 
Talent, gleich hinterher aber Bildung. Einſicht, Geſchmack und 
eiſernen Fleiß haben.“ Das Wort ſollten ſich nicht nur unſere 
Schriftſteller und Künſtler merken. Es geht an alle. Dies war ein 
Geiſt von hoher Redlichkeit — lautet bei Shakeſpeare der ſchönſte 
Lobſpruch auf einen gefallenen Helden. An dieſer Redlichkeit ſollten 
wir uns alle ein Beiſpiel nehmen. Der unbeſtechliche Sinn für die 
Wirklichkeit, der als das Wirklichſte vom Wirklichen die Idee 
reſpektiert, ſollte uns ſchützen gegen den Ungeiſt der Phraſe, gegen 
Selbſtverherrlichung wie Selbſterniedrigung, ſollte uns ehrlich, tätig 
und tüchtig machen. Theodor Fontane war ein Erzieher unter den 
Dichtern; wir bilden uns ein, daß die heutigen und die künftigen 
Dichter es gleich ihm wieder werden ſollten. 
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sa X Elegante Peddigrohr-GarniturNe100 | | MEARE 
SS 3 8 „BACCHUS“ 
è € 8 WEIN- 
ES | Diese 6teilige Schreib- 
JS N | zeuggarnitur, Plattengröße SCHRÄNKE 
RNR | 27x16 em, ist für M. 12,75, PREISLIS 
N È a. weißem Harzerstein für GRATIS 
| M.15,75,a.dunkl.’Thüringer- 8 
> . stein ab Verkaufslager — 
Diese elegante Peddigrohr- | C COBURG 14 
| haben. M. E. LEFELD, 


| Hamburg 36 Z, Postt. 154/1 | DOBORFOBORIOBOEN 
Die schönen | GRAUE HAARE NICHT FÄRBEN 


— 
GEBIRGSLANDSCHAFTEN | sondern Haarstärkungswasser ENTRUPAL (ges.geschützt 
aus dem benutzen, das den Haarwurzein Se Taror 

7 stoffe (Pigmente) zuführt, so daß die vorhandenen Haare 
KUNSTVERIAG LUDWIG MOLLER, LUBECK sowie der Nachwuchs auf natürliche Weise die frühere 
- nde. Reise "Erinnerung und ein eas wieder erhalten, daher Fehlfarben aus. 


Garnitur nur RM. 11,50 


monatl. Teilzahlung (Gesamtpreis der 4 teiligen Garnitur | 
nur RM.69,—). Einzeln: Sessel 15,—, Bank 30,—, Tisch 
(Platte 60 cm Durchm.) 9,— RM. Dieselbe Garnitur mit 
eleganter Sitz- und Rückenpolsterung RM. 89,—, An- 
zahlung RM 14,— sowie 5 Monatsraten zu RM. 15,—. 
Einzeln: Sessel 20,—, Bank 40,—, Tisch 9,— RM. Bei 


Barzahlung 5 % Rabatt. Bei Nichtgefallen Zurücknahme. Nuch es Haus. Illustrierte Prospekte auf | geschlossen, Anwendung einfach. Garantiert unschädlich. 
Viele Dankschreiben. Reichhaltiger Katalog franko, | 4 g u beziehen durch alle Buch- | Eine Originalflasche Mk. 4,50, ausschließlich Nachnahme 
Lieferung franko, verpackungsfrei und transport- ' und Kunsthandlungen | Prospekt kostenlos. Zahlreiche Anerkennungen! 
versichert. _OBERFR. KORBWAREN » INDUSTRIE, | N Versand diskret durch 


GEORG RUFF, OBERLANGENSTADT-KÜPS, BAYERN | | KARL FRITSCH, BERLIN SW 48/63, BESSELSTR. 8 


Zehn Jahre deulſche Geſchichte 
1918—1928 


Ein Gedenkwerk zur Erinnerung an das Jahrzehnt des Wiederaufbaus 


An der Schrift haben führende Männer und Frauen aus Politik, 
Wirtſchaft und Kultur mitgearbeitet. | 
Jeder deutſche Staatsbürger folte das Werk beſitzen! 


Geleitwort: Reichskanzler H. Müller 


Erſter Teil: Zehn Jahre Deutiche Geſchichte, Hermann Oncken Profeſſor weſen feit 1918, R. Sautter, Staatsſekretät im Reichspoſtminiſtertum 
an der Aniverfität Berlin Die Abwehr des Bolſchewismus, Guſtab Noste, Wiederaufbau der Schiffahrt. Oraf von Roedern, Staatsminiſter a. D. / 
D der Provinz Hannover Die ne der ee Der Aufbau der Luftfahrt, M. Wronskp, Direktor der deutſchen Lufthanſe 
T. Otto Meißner, Staatsſekretär beim Reichspräſidenten Deutſchlands Vierter Teil: Die Wirtſchaftspolitik, Hans Krämer, Präfidialmiiglied des 
innenpolitiſche Geſtaltung, Dr. Külz, Reichs miniſter a. O. Das Reich und Reichsperbandes der Deutſchen Industrie Die deutſche Landwirtſchaft, 
die Länder, Dr. Pünder, Staats ſekretär in der Reichskanzlei Der Aufbau Fr. Reiler, Okonomierat in der Preuß. Landwirtſchaftskammer Die 
der Wehrmacht, Dr. Otto Geßler, Reihswehrminifter a. D. / Die aus- Wirtſchaftsderbände der Unternehmer, Dr. Demuth, Spndikus der Industrie 
wärtige Politik feit dem Vertrage von Berjailles Die befegten Gebiete, und Handelskammer Berlin Die Arbeitnehmer in Deutichland, Dr. Leis 
Dr. Schmidt, Staatsſekretär des Reichsminiſteriums für die beſetzten Ge⸗ part / Die Gogialpolitit feit 1918, Dr. A. Müller, Staatsſekretär a. D. j 
biete Die Nechtsentwicklung im neuen Deutihland, Dr. Schiffer, Reihs- Das Wohnungs und Siedlungsweſen. A. Scheid Staatsjekretär im : 
miniſter a. D. Die Entwicklung der Gelbitverwaltung, Dr. Mulert, Preuß. Miniſterium für Volkswohlfabrt f 
Beäfident des n . i e Fünfter Teil: Staat und Wiſſenſchaft, von Dr ©. Schreiber, Profeſſor 
Zweiter Teil: Der Deutiche als Staatsbürger, Dr. Zechlin, Minifterial« an der Aniverfität Münſter Die Entwicklung der Wiſſenſchaften, Geiſtes⸗ 
direktor, Preſſechef der Reichsregterung Die deutſche Frau, Frau von wiſſenſchaften, Naturwiſſenſchaften, Medizin, Rechtswiſſenſchaft, Sedni 
Kardorff⸗Obeim Die deulſche Jugend Walter von Molo Sport und Das Kirchliche Leben Das Anterrichtsweſen Dr. Wende, Geh. Regie 
Spiel, Miniſterialrat Dr. Mallwiß Die Volksgeſundbeit, Dr. Krohne, rungsrat im Preuß. Kultusminiſterium Die Dichtung, Dr. O. F. Walzel 
Miniſterialdirektor im Preußiſchen Wohlfabrtsminiſtertum. Profeſſor an der Univerfität Bonn / Mufit, Prof Dr. Schünemann, 
Dritter Teil: Die Rettung der Währung, Dr. Luther, Reichskanzler a. D Direktor der Hochſchule für Mufit / Das Theater, Dr. Arthur Eloeſſer 
Die Finanzpolitik jeit 1918, Dr. Popitz, Staatsſekretär im Reichsfinanz⸗ Die Kunſt der Gegenwart, Dr. Waldmann, Direktor der Bremer Kunſthalle 
miniſterium Der Wiederaufbau des Eiſenbahnweſens, Dr.-Ing. Dorp- Architektur und Städtebau, Prof. Dr.-Ing. Siedler Schrifttum und 
müller, Generaldirektor der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft Das Poft- Preſſe, Prof. Dr. F. Dovifat 


Die Veröffentlichung erfolgt mit Billigung und weitgehender 

Anterſtützung der Reichsregierung und wird allen Beamten 

und Angeſtellten zur Anſchaffung wärmſtens empfohlen. 
18. Die Halbleinenausgabe koſtet 20.— RM. Bei Vorausbeſtellung bis zum 1. Oktober 
Vorzugspreis: d. J. find wir in der beſonderen Lage, für die Mitarbeiter und Vertrauensleute, ſowie an- 


geſchloſſene Organiſationen einen Vorzugspreis von 15 er RM einzuräumen. Auf befonderen Wunſch £ 
3Monatsraten à5.—RM. Porto beſonders mit der 1. Rate. £ Benutzen Sie anhängenden Beftellichein- À 


BERE PAE EEE ⁵— . a Hier abtrennennndn3!ktt 


zu. Ich beſtelle hiermit Exemplare „Behn Jahre deutſche Geſchichte“ 
Beſtellſchein: Zahlung erfolgt durch Nachnahme — Poſtſcheck Berlin 78995 — oder in drei 


Monatsraten à 5.— RM. — wobei ich mich verpflichte, die Zahlungstermine 
genaueſtens einzuhalten. 


Ort: = N AAE Sl AT Datum e 
CCC S EDEN TOPOL 
Sentralfchriftenvertrieb Sein om b. g. Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 


Bitte deutlich ſchreiben! 
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Eine echie Gold-Uhr 


kostet immer noch 150,— RM und mehr, 


wp 


rope Dienste leistet. Nicht zu verwechseln mit minderwertii 
Sie nicht vollständig zufrieden sind, sende I 


versehen. 


Goldau 
haltbar. 


erhalten Sie von mir meine bekannte 
Süperb - Kavalier- 
Sprungdeckelukr 


welche von einer editen Golduhr kaum zu 
unterscheiden ist. Sie ist mit el 
lem Sprungdeckel u.2 stabilen 
as Format Ist wie die Abbildung 
ganz flach und hodımodern, ein Prunk- 
stück von bleibendem Werl. Das Gehäuse 
besitzt eine besonders verstärkte 
age und ist 5 
ür gules Tragen 
5jährige schriftliche Garantie. Das 
Werk ist auf das Solideste gebaut, auf die 
Minute ousregulleri und unbegrenzi gang- 
bar. Für guten und zuverlässigen Gang leiste 
ich die gleiche Garantie. Das Zifferblatt ist 
aus Emaille mit 24-Stunden-Zeit versehen. 
Viele Dankschreiben und Anerkennungen 
liegen zu jedermanns Einsicht in meinem 
Gescäjtslokal aus und beweisen die erste 
Qualität meiner Uhren. Wenn Sie eine 
„Süperb"- Kavalier - Sprungdeceluhr tra- 


jant gravier- 
interdeckeln 


jeisie Idi eine 


gen, sollen Sie nicht genöligt sein, sie nur 
als Zeilmesser zu betrachten, nein, Sie sollen damit ein Stück persönlicher Ausstattung 
besitzen, das Ihnen und anderen einen ästhelischen Genuß bereitet. Mit der, Superb“ 
Kavalier - Sprungdeckeluhr besilzen Sie ewas, das jeder schälzt und bewunderl, und 
wem sie eine „Süperb" schenken, den überraschen Sie mit einem Weristück, das ihm 


jen Nachohmungen. Wenn 


dh 


Ihnen Ihr Geld zu- 


rück, Die Nachfrage ist groß, bestellen Sie deshalb noch heutel 
Versand gegen Nachnahme oder Voreinsendung — Zwei Uhren portofrel 


Hans Kanter 


Uhrengroßfhandlung 
Berlin - Wilmersdorf 691 Jenaer Str. 5 


Beslellzeiiel an Lihrengroßhandlung Hans Kanter, Berlin-Wilmersdorf 691 , Jenaer Str.8 


Unterzeichneter wünscht 


zum Preise von 18 


Name:.... 
Adresse; 


jegen Nachnahme 
RM 50 Pf. und Pork 


Stück , Superb“ - Uhr... 
Zwei Uhren porioſrel) 
Erfüllungsort Berlin - Schöneberg 


ALTE MUNZ ENI N cdCummistempel 
sucht einzutauschen tkl. billigst! Muster- 


JOS. ZIMMERMANN, liste tr. Ed. Nolte, Heili» 
PASSAU, Pe genstadt-E.(Freienhag.) 


= pi 


schöner Moselwein Fl. 1,40, 
direkl ab Fabriklager 


Glas leihw. in 12er und 25er 
Kisten sof. bestellen u.Preis- 
daher billig. 
Qualitätsware Garantie 


liste verl. W. Schmitgen, 
Berncastel 60 (Mosel) 

Ganze Wohnungs- 

einrichtungen 


Kulante Zahlungs- 


„Unterm Strich“ 


Sammelbuch für Zeitungs- 
ausschnitte, D. R. G. M. 
200 Seiten, 23x37 oder 
24x30 cm. Je RM. 3,30. 


NEUPARTH, OBER- 
LÖSSNITZ-DRESDEN 


Likör — Brannt- 
wein — Punsch 
Selbstbereitung 


kinderleicht mit „Li-Bra®- 
Essenzen, ca. 35 Sorten 


Die besten 


Leitern 


KAKTEEN? 


Aus welchem Grunde 
sich mein Kundenkreis 
täglich vergrößert und 
auch die Zahl der Nach- 
bestellungen täglich 
zunimmt? Meine Ge- 
schäftsfreunde wissen 
es! Warum wissen 
Sie es noch nicht? 
Fordern Sie sofort 
meine Preisliste! 


KARL REIFF, 
LETSCHIN /MARK 
333/5,DEUTSCHL. 


Radio- Apparale 


beziehen Sie am besten 
direkt ab Fabrik. Sie 
sparen hierdurch mehr 
als 50%. Wir liefern als 
Spezialität: 


4 Röhren-Fern- 
Empfänger 50,-M. 
6 Röhren-Fern- 
Empfänger 70,-M. 


2 Jahre Garantie. 
Fordern Sie Preislisten, 
Teilzahlung. > 
Ing. Aug. Voß, 
Gadeb Meckl. 


v 
Achte Harzer 
P £delroller 
FA f, direkt aus dem 
2 Fi Harz, von M. 9,— 


an, Stammvögel, 
Vorsg., Zuchtpaare, schnee- 
weiße Kanarien, Futter, 
Farben Wellensittiche 
Preisliste frei, Feinzucht 
edler Kanarien u. Wellens. 


J 


klebd, leid, kiel Alles 


Erfinder 


(Fabrikanten !)). Neue Wege. 
Rat frei. Dr. Dörr, 
Berlin 61, Gitschiner Str. 4 


KASE, Hostio. 
Hersteller. 
9 Pfd. rote KugelkäseM. 3,80 


9 „ Tafelkäse, Stan. „ 4,— 
9 „ Tilsiterformkäse, 3,60 


Schnittfest, bestes Roh- 
material. Porto M. 1,—. 


Nichtgefl. retour. 


Käseschmelzwerk, 
Freihurs / fine 224. 


| Abessinierbrunnen 

| kann jeder 
| fi selbst aufstel- 
| len. Manschet- 
f ten u. Klappen 
| sow. sämtliche 
Ersatzteile, für 
alle Pumpen 
passend, sofort 

lieferbar. 
| Illustrierte Preisliste gratis 
A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 
seestraße 88 


Feinstes Talel- 
Pilaumenmus 


wohlschmeckend u. gesund, 
garantiert rein, mit Zucker 
eingekocht. 10 Pfd.-Eimer, 
Postkolli 3,75 M., 25 Pfd. 
Bahnkolli 8.50 M., Fässer 
mit 35—140 Pfd. à Pfad 
0,34 M., ft. Preißelbeeren 
mit Zucker, 10 Pfd.-Eimer 
6,— M, ff. Rübensaft, beste 
Qualität, 10 Pfd.-Dose 3, 18M 
Preise ab hier, gegen Nachn. 


HEINR. ECKSTEIN Kon- 
servenfab./MagdeburgN.450 


mmersprossen 


auch in hartnäckigsten 


Allen, beseitigt man 


—— on went unerreicht, 


wo anderes 
Versand 


os bleibt. Preis M. 4. 50. 


Schrier- Schenke, Berlin W163, Polsiamer Sit. 36h 


Aus 6 Pfd.altenWollsachen 


werden 18 Mtr. Damenstoff oder 9 Mtr. Herrenstoff sehr 
schön und billig umgearbeitet, ebenso zu Teppichen. 
Läufern und Bettvorlagen, Schlaf-, Pferde- und Kuh- 
decken. WOLLWEBEREI HEIN R. SEIM, Lardenbach 72, 
Oberh. Verlangen Sie Muster und Anfertigungspreis 

111 tadellos echte Briefmarken v. 

Samoa, Togo, Karolinen und 


A viel. and, seltenen Ländern für nur 
rat. 
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QUEBLINBURG I. H. 71. Eu. 2,95 u. Porto p.Nchn. Preisl. 
- a RUD. ROHR, Berlin W 18, Krausenstraße 8. 
rr 
Adıtung 150 Brief- Edel- Honig 
Artikel der Gesundheits- 


und Krankenpflege, chirur- 
gische nnd hygienische 
Gummiwaren. Gummi» 
strümpfe etc. Preisliste 
gratis. HERMANN DELIN, 
Berlin 212, Belle-Alliance- 
Straße 32, Gegründet 1884 


aus Californien, 
aus Orangeblüten, das Beste 
was geliefert wird,10-Pfund- 
Dose 11,— halbe 6,— RM 
trei Nachn. Garant.Zurückn, 


k. LOHR, Wilhelmshaven- $ 


Lieferant der Reichsmarine. 


marken gratis 


Tadellose, nur Ausland, an 
erwachsene Sammler. 
Gleichzeitig unverbindliche 
Auswahl. P. LAHN, 
Berlin-Steglitz, Kieler Str. 5 


nach Wunsch! 1 Original- 
Flasche ergibt 2 Liter Edel- 
Likör usw. M. 1,50; 3 Fl. 
M. 4. W. Eckhardt, Augs- 
burg 11/79, Ravensburger 
Straße 12. 1 Probeschluck 
„Li-Bra“-Likör 50 Pfennig 


KREMP- 
JAGDGLÄSER 


6X32 Rm. 78,—, 8x27 
Rm. 68,—, 6x24 Rm. 65,—. 
Liste frei. Kremp, Wetzlar 8 


PIANOS 
HARMONIUMS, neue, ge- 
brauchte, ohne Anzahlung. 
APOLLO-MUSIKHANDEL 


Berlin N 24,Friedrichstr. 114 
(Oranienburger Tor) 


für jeden Zweck 
M. Barth & Söhne 


Berlin W 36, Potsdamer 
Str. 1220. Tel. Lützow 8581 


la Spitzenrestel 


Pfd. 5,—, bessere Pfd. 6,—. 
Meterware in 1 
zen u. Stickereien billigst. 
Muster franko. Täglich 
Nachbestellungen bürgen 
für reellste Bedienung. 
Spitzengroßversand 


Steinmetz, Losheim- Trier 50 
Schließfach 20, 


bedingungen 
ohne Aufschlag, 
langfristige 


Monatsraten 
Franko Lieferung. 


DINHEIM, 


Berlin-Charlotten- 
burg 2, Mommsenstr. 
-- Beamtenlieferant - 


In Geldnot verkaufe mein 
Universal-Instrument 
tür Fernsicht, Naturkunde 

Mikroskopie 
mit wechselbaren Vergröße- 
rungen 6-100 fach einschl. 
Lederetui zu 
RM. 23,— (statt 34,—) 
A. Püster, Kassel 4, 
Frankfurter Str. 74 


„Adlresser für 20.75 Nm. 


macht das langweilige Adressenschreiben durch hochbezahlte 


Angestellte über- 


flüssig. Eine billige Hilfskraft druckt in der Stunde bis 500 verschiedene Adressen 


auf Kuverts, 8 oder Streifbänder. Der A 


Tausende von V. 


für Behörden, Vereine 
Prospek: 
ERNST HO 


at kann jahrelang für 
ist infolge seines Preises 


lung Ka, benutzt werden. 
und Kaufleute unbedingt rentabel und zuverlässig. 


te, Druckproben und Muster versendet 
RN, SPANDAU, CHAMISSOSTR. 35. 


500 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: ic V. Regierungsrat Drege, Berlin. — 
Für den Anzeigenteil: Erni Horn, „ Gffſetdruck W. Bürenflein, Berlin SW 48. 


Bestellschein: 


Zum 60. Geburtstage 


ee! 
Walter Bloem: 


ist vor kurzem eine äußerst preiswerte ungekürzte Volksausgabe seiner besten 
Romane geschaffen worden, die folgende Bände enthält: 

Das eiserne Jahr / Volk wider Volk / Die Schmiede der Zukunft / Das verlorene 
Vaterland / Der krasse Fuchs / Das jüngste Gericht / Brüderlichkeit / Das lockende 
Spiel / Sonnenland / Das Land unserer Liebe. 

Durch die Anschaffung der Volksausgabe, die bestens ausgestattet ist, tritt eine 
Ermäßigung um 50 % im Verhältnis zu den bisherigen Preisen ein: 


8 kosten nur RM. 32,50, 10 Halblederbände mit Leinen- 2 5 
0 kanzleinenbände bezug und Kopfgoldschnitt RM. 48,00. Wir liefern 
sämtliche 10 Bände sofort ohne Erhebung eines Teil- 

1 nrahlungszuschlages geg. monatl. Raten von nur RM. 

für Leinen und RM. 5,00 für Halbleder, Jeder Band ist auch einzeln für RM. 3,25 
bzw. RM. 4,80 lieferbar. z 

Walter Bloem ist durch seine vaterländischen Romane in allen Kreisen so bekannt, 

daß über ihn nichts mehr zu sagen ist. Nur soviel, daß in der Bibliothek eines 

jeden Bücherfreundes seine Werke nicht fehlen sollten. — Wir bitten anhängenden 
Bestellzettel zu benutzen. 


Gustav Weber å Co., Buchhandlung, Berlin 8 14, Sebastianstraße 7 
— 2200 sy cn 


Ich bestelle bei der Buchhandlung Gustav Weber 4 Co., 
Abt. 35, Berlin 8 14, Sebastianstr. 7, W. Bloems Romane, 
10 Bde. Leinen RM.32,50 — Halbl. RM. 48,00. Der ganze Betrag — die erste Rate RM 3,25 
für Leinen — RM. 5,00 für Halbleder — ist nachzunehmen — folgt gleichzeitig auf Post- 
scheckk, Berlin 144 942, Eigentumsrecht Berlin. Erfüllungsort Berlin. Zahlk, kosten!. 


Ort u. Adresse: 
Name u. Stand: 


FR 


